Reader: Menschenwürde/Menschenrechte
Dieter Birnbacher: Mehrdeutigkeiten im Begriff der Menschenwürde
2. Was bedeutet Menschenwürde?

(…) Hat "Menschenwürde" einen eigenen Gehalt, und wenn ja, wie läßt er sich charakterisieren?

Man kommt m. E. nicht umhin, dem Begriff "Menschenwürde" in der Tat einen eigenen Gehalt zuzuschreiben, und zwar einen, der mit einem Ensemble bestimmter grundlegender Rechte gleichgesetzt werden kann. Die Menschenwürde eines Menschen zu respektieren bedeutet, ein bestimmtes Minimum von Rechten zu respektieren, die ihm unabhängig von allen Leistungen, Verdiensten und Qualitäten zukommen und die selbst denen gewährt werden müssen, die diese Rechte bei anderen mißachten. Welche Rechte sind das? Vier Elemente scheinen unabdingbar: 1. Versorgung mit den biologisch notwendigen Existenzmitteln, 2. Freiheit von starkem und fortdauerndem Schmerz, 3. Minimale Freiheit, 4. Minimale Selbstachtung. Diese vier Komponenten können als eine Art Minimalbestand an "Grundgütern" aufgefaßt werden, deren nach dem Prinzip der Achtung der Menschenwürde (im folgenden auch "Menschenwürdeprinzip" genannt) niemand beraubt werden sollte.

In diesem Sinne verstanden, fungiert das Menschenwürdeprinzip sowohl als Abwehr- als auch als Anspruchsrecht. Es postuliert einen Minimalstandard der Zumutbarkeit sowohl für das, was einem Menschen angetan, als auch für das, was bei einem Menschen zugelassen wird. Es setzt eine Grenze nicht nur für inhumanes Handeln (Folter, Versklavung, Todesstrafe), sondern auch für inhumanes Unterlassen (Verhungernlassen, Zulassen, daß andere als Mitglieder rassischer, ethnischer oder religiöser Minderheiten verfolgt werden). Das heißt u. a.: Auch wenn die vom Menschenwürdeprinzip postulierten Rechte minimale Rechte sind, kann der zu ihrem effektiven Schutz erforderliche Aufwand beträchtlich sein. 

Das gilt insbesondere für die erste Komponente, die Versorgung mit dem Lebensnötigsten. Diese Komponente wird in vielen Explikationen des Begriffs Menschenwürde vernachlässigt, ist aber - als notwendige Bedingung der anderen - bei Licht besehen die grundlegendste. Die Herkunft des Begriffs aus der liberalen Tradition Lockes und Kants mit ihrer Betonung der Abwehrrechte hat dazu beigetragen, daß Freiheit von vielen als die schlechthin zentrale Komponente der Menschenwürde gesehen worden ist und die realen Voraussetzungen ausgeblendet worden sind, an die eine effektive Wahrnehmung von Freiheit gebunden ist. Aber selbst der "idealistische" Schiller war materialistisch genug, in seinem Distichon "Würde des Menschen" (1796) festzuhalten, daß Freiheit, Freiheit von Leiden und Selbstachtung ohne physische Existenzmittel wenig wert sind: "Nichts mehr davon, ich bitt’ euch! Zu essen gebt ihm, zu wohnen;/Habt ihr die Blöße bedeckt, gibt sich die Würde von selbst." Die Menschenwürde wird nicht erst durch eklatante Menschenrechtsverletzungen wie Folter, Kriegsgreuel und die Unterdrückung von Minderheiten kompromittiert, sondern bereits durch die gewohnheitsmäßige und unauffällige Praxis der Gleichgültigkeit, etwa gegenüber dem Hunger in der Dritten Welt. 

Versorgung mit dem Lebensnötigsten ist die eine Minimalvoraussetzung der Wahrnehmung von Freiheit, eine andere ist Freiheit von Schmerz, zumindest von schweren und fordauerndem Schmerz. Diese Komponente ist von besonderer Relevanz für das deutsche Gesundheitswesen, denn im Bereich der Schmerztherapie ist die Bilanz - im internationalen Vergleich - skandalös. Obwohl sich die Lage in den letzten Jahren verbessert hat, werden in Deutschland immer noch sehr viel weniger Schmerzmittel verabreicht als in den meisten anderen europäischen Ländern. Es zuzulassen, daß ein Patient schwere Schmerzen erleiden muß, während die Mittel zu ihrer Linderung im Prinzip bereitstehen, muß jedoch eindeutig als Verletzung der Menschenwürde gelten. 

Die beiden anderen Komponenten, minimale Freiheit und minimale Selbstachtung, sind vielleicht zu weithin anerkannt, um eines ausführlichen Kommentars zu bedürfen. Sie sind Standardelemente in der rechtlichen Auslegung des Artikels 1 des deutschen Grundgesetzes. Wenn es zu einem Dissens kommt, dann darüber, wo die Grenze zwischen dem Minimum liegt und dem, was darüber hinausgeht. Es herrscht Einigkeit darüber, daß das Recht auf Privatsphäre zu den zentralen Elementen der Menschenwürde gehört, ebenso wie das Verbot der Versklavung, der Folter und der Verfolgung, aber selbstverständlich kommt es immer wieder zu Auseinandersetzungen darüber, wie diese Forderungen im Einzelfall zu interpretieren sind. Kants zweite Formel des Kategorischen Imperativs, nach dem niemand "bloß als Mittel gebraucht" werden sollte, bietet dafür nur wenig Hilfestellung - nicht nur, weil diese Formel ihre konkreten Anwendungen weitgehend unbestimmt läßt, sondern weil sie viel zu eng ist: Wenn die Mitglieder einer verhaßten Minderheit von der Mehrheit gelyncht werden, werden sie in der Regel keineswegs "bloß als Mittel", sondern um ihrer selbst willen grausam behandelt. Wenn Kriegsgefangene mißhandelt oder ausgehungert werden, dann nicht notwendig in der Verfolgung von Zwecken wie Erlangung von Informationen, Einschüchterung oder Abschreckung, sondern auch aus nicht-rationalen Interessen wie Vergeltung, Rache und Lust an Grausamkeit. Es wäre abwegig, das Prinzip der Menschenwürde so einzuschränken, daß es Menschen vor inhumaner Behandlung nur dann schützt, wenn die Peiniger diese als zweckrationale "Maßnahme" verstehen. Zwar mag es historisch zutreffen, daß der Begriff der Menschenwürde in das Grundgesetz u. a. auch im Gegenzug gegen die für den Nationalsozialismus charakteristische Schizophrenie eingeführt wurde, die irrational-archaische Zwecke mit rational-technologischen Mitteln verband. Aber es wäre unsinnig, den durch das Menschenwürdeprinzip verbürgten Schutz davon abhängig zu machen, welche Zwecke der Schädiger mit seinem Verhalten verfolgt. Käme es auf die Zwecke an, würde das Prinzip paradoxerweise Schutz nur gegen die technische Rationalität, aber nicht gegen die Willkür und Boshaftigkeit von Tyrannen gewähren. 

Johannes Reiter: Menschenwürde als Maßstab

Der Inhalt der Menschenwürde

Was macht nun den Schutz der Menschenwürde aus? Was ist ihr Inhalt? Wie realisiert sie sich, und wo wird sie konkret? Auf diese Fragen versucht der Verfassungsrechtler Günter Dürig mit der so genannten, an Kant erinnernden "Objektformel" zu antworten. In dem von ihm verfassten Grundgesetzkommentar heißt es: "Die Menschenwürde ist getroffen, wenn der konkrete Mensch zum Objekt, zu einem bloßen Mittel, zur vertretbaren Größe herabgewürdigt wird." Anders ausgedrückt: Es widerspricht der Menschenwürde, wenn der Mensch einer Behandlung ausgesetzt wird, die seine Subjektqualität prinzipiell in Frage stellt beziehungsweise unterwandert. Die Menschenwürde wird hierbei im Wesentlichen ex negativo bestimmt. Das heißt konkret: Die Menschenwürde ist betroffen durch Folter, Sklaverei, Ausrottung bestimmter Gruppen, Geburtenverhinderung oder Verschleppung, Unterwerfung unter unmenschliche oder erniedrigende Strafe oder Behandlung, Brandmarkung, Vernichtung so genannten unwerten Lebens oder durch Menschenversuche. Diese Kasuistik resultiert also im Wesentlichen aus Verletzungstatbeständen durch Unrechtssysteme. Die Plausibilität der Objektformel beruht nicht zuletzt auf der historischen Erfahrung der Instrumentalisierung von Menschen durch totalitäre Staaten. Und deshalb wurde der Menschenwürdegedanke auch in Reaktion auf die NS-Diktatur in das Grundgesetz aufgenommen. Insofern stellt die Rede von der Menschenwürde ein aus der Leidensgeschichte der Menschheit erwachsenes Sinnangebot an die Welt dar.

Dürig hat seine Objektformel immer nur als Leitfaden verstanden; diese bedarf jeweils näherer Konkretisierung und inhaltlicher Auslegung. Das bedeutet aber keine Relativierung im Hinblick auf ihre Geltung. Als nähere positive Bestimmung "jener Kernzonen und elementaren Bedingungen, die Art. 1 I gegen schwere Verletzungen schützen soll", nennt Wolfram Höfling: 1. Achtung und Schutz der körperlichen Integrität; 2. Sicherung menschengerechter Lebensgrundlagen; 3. Gewährleistung elementarer Rechtsgleichheit; 4. Wahrung der personalen Identität.

Die ethische Bedeutung des Menschenwürdegedankens liegt vor allem und insbesondere darin, dass die Menschenwürde als das Fundament der Menschenrechte herausgestellt wird. Die Menschenwürde führt zur Formulierung der Menschenrechte hin, bedarf aber umgekehrt auch der politisch-rechtlichen Absicherung durch eben diese Rechte; sie begründet die Schutz- und Freiheitsrechte des Menschen und schärft diese ein.
Ungleich besser.

Die Basler Philosophin Angelika Krebs findet, dass für eine gerechte Gesellschaft Gleichheit gar nicht so wichtig ist. – Fragen: Dirk Schönlebe

Frau Krebs, Politiker scheinen „Gleichheit“ als Zauberformel zu sehen – ob bei Bildungschancen, Lebensbedingungen oder Arbeitslosengeld. Zu Recht?

Gleichheit ist ein Hurra-Wort. Es wird heute in der Politik tatsächlich alles in die Gleichheitsterminologie verpackt. Man kann das verstehen, Politiker müssen die Bürger erreichen. Weil Gleichheit ein so abstrakter Begriff ist, kann man auch alles darin verpacken. Oft ist es jedoch wirklich nur eine Verpackung, bloße Rhetorik. Eine gerechte Gesellschaft kann man nicht auf Gleichheit aufbauen.

Sondern? – Im Zentrum müssen Menschenwürde und Verteilungsgerechtigkeit stehen.

Was bedeutet dann Gleichheit überhaupt? – Gleichheit ist die Ununterscheidbarkeit oder Identität von mindestens zwei Dingen in einer bestimmten Hinsicht. Wichtig beim Gleichheitsbegriff ist, dass man immer die Hinsicht angibt, in der wir zwei oder mehrere Dinge als gleich beurteilen.

Sind eineiige Zwillinge gleich? – Sagt man nur: Eineiige Zwillinge sind gleich, ist das nicht zu verstehen. Gleich klug? Gleich schön? Gleich reich? Eine Hinsicht wäre bei eineiigen Zwillingen zum Beispiel das äußere Erscheinungsbild. Da gibt es Gleichheit.

Das klingt einfach. – So weit gibt es auch noch kein Problem mit der Gleichheit. Spannend wird es, wenn wir nach Gerechtigkeit fragen. Da sagen die einen: Eine gerechte Gesellschaft ist eine, die Gleichheit zwischen den Menschen in einer bestimmten Hinsicht anstrebt. In der Philosophie sind das die Egalitaristen.

Gleichheit in welcher Hinsicht? – Die typische Antwort der Egalitaristen ist: Freiheit. Denn die Menschen wüssten selbst am besten, wie sie glücklich werden. Eine gerechte Gesellschaft sei eine, die allen Menschen gleichermaßen die Freiheit gibt zu leben, wie sie es möchten. Gerechtigkeit verlange gleiche Lebensaussichten auf ein glückliches Leben für alle.
Aber jeder kann immer noch selbst entscheiden, wie er leben möchte?

Ja, deswegen: Freiheit. Die Hinsicht ist die Freiheit und nicht irgendeine Vorstellung, wie die Menschen zu leben haben. Den Egalitaristen kann man also nicht vorwerfen, dass es ihnen um Gleichmacherei geht, dass alle grüne Anzüge tragen oder in der Stadt leben müssen. Zudem sollen nach egalitaristischer Ansicht nicht nur alle die gleiche Freiheit genießen, sondern auch möglichst viel Freiheit. Denn gar keine Freiheit für alle, das wäre ja auch eine Form von Gleichheit. Schließlich ergänzen die Egalitaristen noch: Wenn wir manchen Menschen, sehr talentierten etwa, doch mehr Ressourcen als Anreiz dafür geben, dass sie ihre Talente für das Gemeinwohl einsetzen, steigt das Lebensniveau eines jeden. Gewisse Abstriche an Gleichheit sind daher im Egalitarismus durchaus vorgesehen.

Kann man sich das bildlich vorstellen? – Könnte man die Lebensaussichten der Menschen mit Waagen abwiegen, würde der Egalitarismus mit einer Balkenwaage operieren. Diese Waage müsste dann möglichst gerade sein, wenn man die Lebensaussichten verschiedener Menschen misst. Im Egalitarismus kommt es darauf an, wie der eine im Vergleich zum anderen abschneidet – das ist die eine Idee der Gleichheit.

Dem kann man doch nur zustimmen! – Die Non-Egalitaristen, zu denen ich mich zähle, sehen das anders. Wir denken, dass Gleichheit nicht diesen Stellenwert hat. Bei Gerechtigkeit geht es im Wesentlichen darum, allen Menschen in einer Gesellschaft ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen, ein Leben, das eine bestimmte Schwelle des guten Lebens erreicht. Also etwa, dass niemand in materieller Armut leben muss, dass keiner sozial ausgeschlossen, stigmatisiert wird, dass alle die Chance haben zu persönlichen Beziehungen und zu privater wie politischer Autonomie. Diese Schwelle markieren wir mit dem Begriff der Menschenwürde oder der Inklusion oder der Bürgerschaft. Oberhalb dieses Niveaus mag es Ungleichheiten geben, sogar große. Aus der Perspektive der Gerechtigkeit sind diese Ungleichheiten aber nicht unbedingt zu beanstanden.

Und welche Waage wäre dann Ihre? – Bei den Non-Egalitaristen könnte dies eine digitale Küchenwaage sein, bei der es einen roten und einen grünen Bereich gibt. Solange jemand im roten Bereich ist – also nicht genug zu essen hat, kein Auto, das er auf dem Land braucht, um flexibel genug für seine Arbeit zu sein, und so weiter –, herrscht Ungerechtigkeit. Sobald aber der Zeiger im grünen Bereich ist und dort verschieden stark ausschlägt, würde ich sagen: So what?

Die Grenze zwischen rotem und grünem Bereich ist die Menschenwürde? – Genau. Im Herzen der Gerechtigkeit steht das menschenwürdige Leben für alle. Meinetwegen kann man dies auch in der Gleichheitsterminologie ausdrücken. Wenn alle genug zu essen haben, sind alle in der Hinsicht gleich, dass sie genug zu essen haben. Aber es kommt auf das Essen an, nicht die Gleichheit!

Ich kann am Egalitarismus noch immer keine Schwäche sehen. – Egalitaristen betrachten alle Ungleichheiten unter dem folgenden Aspekt: Heben sie das Lebensniveau aller oder nicht? Und wenn nicht, müsse man sie nivellieren. Das ist ein ganz anderer Blickwinkel als der non-egalitaristische.

Die Egalitaristen sagen nicht: Wenn jeder ein Auto hat, kann einer auch drei haben. Die Egalitaristen zwingen denjenigen, der drei Autos hat, das zu rechtfertigen, obwohl die anderen auch fahren können. Egalitaristen geht es nicht um die Tugend der Gerechtigkeit, sondern um Gier und Neid. So wie bei dem oft zitierten Kuchenbeispiel.

Das Kuchenbeispiel? – Der Egalitarismus arbeitet gern mit dem Kuchenbeispiel, weil er ja irgendwie begründen muss, warum Gleichheit eine so zentrale Rolle spielen soll in der Gerechtigkeit. Es gibt einen Kuchen, am Tisch sitzen die Kinder. Die Egalitaristen behaupten: Die Mutter muss offensichtlich jedem der Kinder ein gleich großes Stück Kuchen geben, dann kann man immer noch überlegen, ob es Ausnahmen gibt, auf die reagiert werden muss: Hat ein Kind mehr Hunger oder den Tisch gedeckt oder Geburtstag? Non-Egalitaristen lehnen das Kuchenbeispiel als irreführend ab. Kinder können von Süßigkeiten nie genug kriegen – was man ihnen, da sie Kinder sind, auch nicht verdenken kann. Gerechtigkeit handelt vorwiegend von der Verteilung von Lebensgütern unter Erwachsenen. Erwachsene wissen oder sollten wissen, wann sie genug haben. Außerdem suggeriert das Kuchenbeispiel eine unterkomplexe Situation. Kinder backen zum Beispiel nicht mit. Es gibt keine vergangenen oder zukünftigen Generationen, die zu berücksichtigen wären, und so weiter.
Aber erst mal ist doch einfach wichtig, dass alle was vom Kuchen haben. – Sicher. Egalitarismus und Non-Egalitarismus können im konkreten Fall zum selben Ergebnis führen: Der Kranke bekommt Medizin, der Arme Brot. Aber für eine Gesellschaft macht es einen Unterschied, ob sich die Politik darauf konzentriert, dass alle die Schwelle des menschenwürdigen Lebens erreichen. Oder ob sie viel Zeit und Ressourcen dafür aufwendet, Ungleichheiten einzuebnen. Reden wir über die Menschenwürde und darüber, was jemand wirklich braucht? Oder darüber, was wir im Vergleich zu anderen haben? Das muss eine Gesellschaft klären. Die Philosophie stellt in diesem Punkt ein gewisses Unterscheidungswissen zur Verfügung.

Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass 345 Euro im Monat für ein Leben in Menschenwürde ausreichen. Wie bestimmt man die Grenze zwischen rotem und grünem Bereich? – Es gibt anthropologische Einsichten. Kein Mensch will hungern oder stigmatisiert werden. Konkreter muss man schauen, was man in einem Land wie Deutschland alles benötigt, um nicht ausgeschlossen zu sein. Man muss sich fragen: Braucht man ein Auto, einen Fernseher, eine Tageszeitung, wie groß muss die Wohnung sein, muss sie eine Dusche haben etc.?

Kann man die Schwelle der Menschenwürde beliebig herabsetzen, wenn sich die Gesamtsituation verschlechtert? – Es gibt durchaus einen gewissen Spielraum bei der materiellen Bestimmung der Schwelle. Mitunter ist der Gürtel tatsächlich enger zu schnallen. Die materielle Ebene wird aber überlagert von der immateriellen Ebene. Die entscheidende Frage lautet hier: Zählt man noch als volles Mitglied der Gesellschaft, wenn man keinen schwarzen Anzug für eine Beerdigung hat? Oder sich als Schülerin keine Markenjeans leisten kann?

Was ist mit der Arbeitslosigkeit?

Das Hauptproblem mit der Arbeitslosigkeit ist der soziale Ausschluss der Arbeitslosen in einer Gesellschaft wie der unsrigen, die Anerkennung oder soziale Zugehörigkeit über Arbeit vermittelt. Wenn Millionen von Menschen gar nicht die Chance haben zu arbeiten, ist dies ein moralischer Skandal. Damit befinden wir uns im roten Bereich.

Wo ist der Millionär, der keine sozialen Kontakte hat? Roter Bereich? Grün? – Gerechtigkeit verlangt nur, dass wir allen den Zugang zu einer bestimmten Schwelle des guten Lebens eröffnen. Der Millionär könnte sich ja bemühen, ein netter Mensch zu sein, und so Freunde oder einen Liebespartner finden. Solange er die Möglichkeit dazu hat, gibt es kein Gerechtigkeitsproblem. Also grün.

Gehen wir noch ein paar Beispiele unter dem Aspekt der Gleichheit durch: Behandlung von Männern und Frauen am Arbeitsplatz. – Wenn Frauen für die gleiche Arbeit immer noch schlechter bezahlt werden als Männer, haben wir es mit der Verletzung eines bestimmten Gerechtigkeitsstandards zu tun, nämlich dass Menschen nach Leistung zu bezahlen sind, nicht nach Geschlecht. Geschlecht, Hautfarbe und derartige Kriterien sollten für die Entlohnung irrelevant sein. Sie sehen, ich muss hier gar nicht über Gleichheit reden, weil es nicht darum geht, dass die Leistung der einen an der Leistung des anderen gemessen wird. Ein anderer Punkt kommt hinzu: Angesichts der Geschichte der Frauendiskriminierung ist auch heute noch mit ungleicher Entlohnung das Signal verbunden, dass Frauen Menschen zweiter Klasse sind. Dies wiederum hat mit der Menschenwürde zu tun, mit dem Recht der Frau auf volle gesellschaftliche Zugehörigkeit und nicht mit Gleichheit.

Sind Frauenquoten dann sinnvoll? – Wie brauchbar Quoten sind, ist eher eine soziopolitische Frage denn eine philosophische. Die Philosophin fragt: Gehört es zur Menschenwürde, nicht diskriminiert zu werden, und warum? Welche anderen Gerechtigkeitsstandards werden durch Diskriminierung verletzt? Sitzt eine Diskriminierung in einer Gesellschaft so tief, dass man für ihre Bekämpfung zu radikalen Maßnahmen greifen muss, dann können, für eine gewisse Zeit, Quoten gerechtfertigt sein. Aber kein Non-Egalitarist hat ein ungebrochenes Verhältnis zu Quoten. Denn es ist gerecht, dass sich Leistung auszahlt, nicht etwas anderes. Mit Quoten verunreinigen wir den Gerechtigkeitsstandard, der sagt: Es geht nur nach Leistung.

Weiter: Managergehälter im Vergleich zum Durchschnittsangestelltenlohn. Neben den Kriterien des menschenwürdigen Lebens gibt es noch ein komplexes Netz von Verteilungskriterien, etwa das Leistungskriterium oder das Kriterium der Kompensation für besonders unangenehme Arbeit. Man muss sich fragen: Ist die Leistung eines Managers so viel größer? Muss er für seinen besonderen Stress Kompensation bekommen? Diese Fragen gehören in die Wirtschaftsethik. Was soll der Markt, was kann er? Wie bringt man Moral und Markt zusammen? Vor naiver Moralisierung und allzu einfachen Antworten muss man sich hier hüten.

Zum Dritten: Muss das Arbeitslosengeld im Westen und Osten gleich hoch sein? – Man kann das wollen, weil man gegen Diskriminierung ist und findet, dass ein signifikanter Unterschied im Arbeitslosengeld einen Status zweiter Klasse für die Menschen im Osten markiert. Auf der anderen Seite steht die größere Kaufkraft eines Euro im Osten. Man muss also beide Seiten prüfen und abwägen. Konkrete Beispiele werfen uns in eine komplexe Argumentationslandschaft. Sobald man diese Komplexität berücksichtigt, verlieren einfache Lösungen nach dem Motto „Gleichheit“ ihre Schlagkraft.

Werden sich Egalitaristen und Non-Egalitaristen auf einen Umgang mit dem Begriff „Gleichheit“ einigen? – Es wird vielleicht noch zehn oder zwanzig Jahre dauern, aber dann wird es argumentativ durchdekliniert sein: dass es der Gerechtigkeit im Kern um Menschenwürde und Verteilungsgerechtigkeit geht. Und dass Gleichheit damit nichts zu tun hat.
Aus: Magazin der bpb, S. 6-9.
K. Goergen: Drei Relativierungen des vorpositiven Würdebegriffs

1. Diskursethisch:

- Unterscheidung von Menschenwürde als Summe der Rechte und Pflichten öffentlich interaktionsfähiger Menschen in symmetrischer Beziehung und Würde des Menschen als Umstand, der respektvollen und wertbezogenen Umgang mit menschlichen Wesen vor der Geburt und nach dem Tod fordert

- Menschenwürde kommt nur Wesen zu, die sich gegenseitig moralisch verpflichten können, das geht mit Embryonen, Föten und extrem Dementen nicht. 

"Erst im Augenblick der Lösung aus der Symbiose mit der Mutter tritt das Kind in eine Welt von Personen ein, die ihm begegnen, die es anreden und mit ihm sprechen können. Keinesfalls ist das genetisch individuierte Wesen im Mutterleib, als Exemplar einer Fortpflanzungsgemeinschaft, "immer schon"  Person. Erst in der Öffentlichkeit einer Sprachgemeinschaft bildet sich das Naturwesen zugleich zum Individuum und zur vernunftbegabten Person."

(J. Habermas, 2001, S. 65)

Zum Schwangerschaftsabbruch: 

fiktiver Dialog mit dem Embryo, der darauf zielt zu ermitteln, wann es mit seiner Nicht-Geburt einverstanden sein könnte: 

Wie groß müssen die Übel sein, die ein potentielles Kind zu erwarten hätte, dass im fiktiven Dialog ein Konsens über den  Schwangerschaftsabbruch  unterstellt werden darf?

"Jedenfalls kann sich ein unterstellter Konsens nur auf die Vermeidung unzweifelhaft extremer Übel beziehen, die, wie erwartet werden kann, von allen abgelehnt werden."

(J. Habermas, 2001, S. 79)

2. Historisch / geistesgeschichtlich

- Würde in der Antike:

 als verdienstethischer Begriff, nicht als Wesensmerkmal des Menschen: 'time', 'axia', 'axioma': Wert, Ehre, Ansehen = Würde. Würde muss erworben werden, kann also auch verloren gehen.

- In christlicher Tradition:

 Würde als von Gott zugewiesene Eigenschaft des Menschen, nicht als Eigenwert verstanden. Der Mensch als 'Geschöpf'

- In Humanismus/Renaissance: 

Der großartige Mensch: Lob von Vernunft, freiem Willen, aufrechtem Gang, Leidensfähigkeit, unsterblicher Seele als Wesensmerkmale

- Wesenhaftigkeit von Würde als vorpositiver Eigenschaft ist eine neuzeitliche 'Erfindung' und Setzung ohne rationale Begründbarkeit

- Ohne religiöse und metaphysische Überhöhung soll Würde als "Gestaltungsauftrag" (Wetz) verstanden werden.

"Man sollte die Menschenwürde gerade dann achten, wenn es sie nicht gibt, damit es sie gibt, weil sie vielleicht das einzige ist, was uns in einer entzauberten Welt noch Wert verleiht. So gesehen besteht die Würde des Menschen aus nichts anderem als aus der Achtung davor. Erst die Würde zu respektieren heißt, sie zu konstituieren." (F.J. Wetz, 2005, S. 243)
3. Utilitaristisch/empiristisch

- Menschenwürde als inhaltsloses Schlagwort wird konkretisierbar nur im Instrumentalisierungsverbot. 

- Allerdings: Menschen instrumentalisieren sich permanent

- Daher konkreter: Würde = ethisch illegitime Instrumentalisierung
- Was illegitim ist, hängt aber vom Menschenbild ab. (Bei Kant etwa gilt Homosexualität als abscheuliches Verbrechen "wider die Zwecke der Menschheit" und Suicid als absolut verwerflich)

- Daher: Statt nach der  "Menschenwürde" sollte man besser nach dem  "Lebensrecht" des Fötus fragen.

- Fötus entwickelt sich nicht als Mensch, sondern zum Menschen

- Lebensrecht ist an Überlebensinteresse gebunden. Ohne Interessen  auch keine Rechte. 

- Ein instinkthaftes Überlebensbedürfnis kommt auch Tieren zu, die wir selbstverständlich töten

- Überlebensinteresse ist an Ich-Bewusstsein gebunden, das sich erst beim Kleinkind ausbildet. 

"Meine These geht dahin, dass allein ein Überlebensinteresse[…] einen guten Grund darstellt, Lebewesen das Recht auf Leben einzuräumen. Diese These […] führt im Ergebnis zu der Forderung, dem menschlichen Individuum von der Geburt an, das Menschenrecht auf Leben einzuräumen."

(N. Hoerster, 2002, S. 77)
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· BEDEUTUNGSGEWINN TRANSNATIONALER KONZERNE

Entwicklung des Begriffs der Menschenwürde

A) Abstraktes Wesensmerkmal

( dem Einzelnen kommt kraft seines Menschseins und unabhängig von seinem Verhalten oder den Verhältnissen in denen er lebt ein absoluter, ideeller Wert zu.

( Würde als angeborene menschliche Eigenschaft.

B) Konkreter Gestaltungsauftrag

(es hängt von den Menschen ab, von ihrer Lebensweise und ihren Umgangsformen, ob und inwiefern sie Würde besitzen.

( Würde als gesellschaftliche Leistung
C) Menschenwürde in der Antike

Verschiedene Begriffe wie time (Wert), axia (Ehre) oder axioma (Ansehen) spiegeln in der griechischen Antike normative Kategorien der Würde wieder, die aber nicht als angeborenes Wesensmerkmal erachtet werden sondern vielmehr als Ergebnis moralischer Leistungen und Verdienste.

Im römischen Sprachgebrauch dignitas et excellentia im Sinne des Ansehens des Einzelnen in der Öffentlichkeit und seiner gesellschaftlichen Stellung und Anerkennung.

( Bei Cicero allerdings zum ersten mal die Auffassung, dass Würde bereits der menschlichen Natur innewohnt, somit auch den Menschen vom Tier unterscheide.

D) Menschenwürde im Mittelalter

Alle Menschen haben die gleiche Wesensnatur, die ihnen vom Schöpfer mitgegeben wurde, damit verbinden sich folgende Vorstellungen:

( Mensch als Krone der Schöpfung,

( Mensch als Person durch seine Freiheit und seine Vernunft,

( Mensch als erlösungsbedürftiger Sünder, der durch Christi Auferstehung göttliche Würde erlangte.

( Würde als Seinsqualität und Eigenwert, die der Einzelne von Gott empfängt, also nicht aus sich heraus hat.

E) Menschwürde im Humanismus

Betonung der menschlichen Würde, Größe und Erhabenheit durch Gottebenbildlichkeit.

Neu ist die Hervorhebung der Unsterblichkeit der Seele und vor allem die Wohlgeformtheit des menschlichen Körpers (hierzu gehört noch die Auszeichnung durch den aufrechten Gang, das menschliche Sehvermögen, Gehör, Hände und Finger). Pico della Mirandola kennt „nichts Wunderbareres als den Menschen”.

F) Menschenwürde in der Neuzeit

Gottebenbildlichkeit wird nun vernachlässigt zugunsten einer aus der Natur herausragenden Vernunft, die den Menschen in den Rang eines freien, sittlich gebundenen Wesens erhebt (Kant). Der Mensch verliert seine Sonderstellung und gewinnt dadurch in der Philosophie eine neue Form von Freiheit – weder Gott noch Natur legen menschliches Denken und Handeln fest – „der Mensch ist, wozu er sich macht“ (Sartre).

Mit der dem Menschen eigenen Vernunftbegabung erwächst ihm aber auch ein gewisses Maß an Verpflichtungen – für Kant ist die Selbstachtung ebenso hoch anzusehen wie die Achtung eines anderen, woraus er dem Menschen als ein Wesen mit absolutem Wert einen Zweck an sich zuspricht.

( Da der Mensch einen absoluten Wert darstellt, verbietet seine Würde ihm auch, sich selbst zu misshandeln, zu verkaufen oder gar zu töten (dies gilt auch für die Tier- und Pflanzenwelt).

( Menschenwürde ist Wesensmerkmal und Gestaltungsauftrag zugleich.

G) Menschenwürde in der Moderne

Überbewertung des Menschen im Idealismus, Mensch wird teilweise sogar Gott gleichgesetzt, Würdebegriff wird kaum beachtet, allenfalls bei Hegel, demzufolge die Würde des Menschen darin besteht, die Wirklichkeit erkennen zu können und das eigene Leben an dieser Erkenntnis auszurichten. Bei Fichte finden sich Formulierungen, die die Erhabenheit des Menschen über die Natur betonen.

In der Diskursethik wird der Würdebegriff durch Möglichkeitsbedingungen sinnvoller Interaktion und Kommunikation erfüllt – erst durch die Anerkennung der Würde des Anderen kann der Diskurs überhaupt funktionieren.

( Menschenwürde als ethische Vorgabe.
Zitate zur Menschenwürde

A) ANTIKE

Allein der Großgesinnte verkörpert einen würdigen Menschen, der weder zu Aufgeblasenheit und Prahlerei neigt noch zu Kleinmütigkeit und Tiefstapelei. (Aristoteles)                                                                             
Frei muss man sein von jeder Verwirrung des Geistes, sowohl von Begierde und Furcht, als auch besonders von Kummer, großer Lust und Zorn, auf dass Ruhe der Seele und Ungestörtheit herrsche, die Beständigkeit und Würde mit sich bringt. (Cicero)
Die körperliche Lust entspricht der Würde des Menschen nicht und sie ist zu verachten und zurückzuweisen. (Cicer0)
Die Würde der Schönheit ist durch die Gesundheit der Hautfarbe zu schützen, die Farbe durch körperliche Übungen. Treiben muss man außerdem eine nicht zu auffallende und ausgesuchte Körperpflege, soweit sie eine unkultivierte und unmenschliche Nachlässigkeit zu meiden sucht. In derselben Weise ist die Kleidung zu behandeln (…). Hüten muss man sich davor, dass man beim Gehen eine nicht zu lässige Langsamkeit an den Tag legt (…) oder bei Eile allzu große Schnelligkeit aufnimmt. (Cicero)                        Von Natur sind alle gleich, ob Barbaren oder Hellenen. Denn wir atmen alle durch Mund und Nase und essen alle mit den Händen. (Antiphon)
Vernunftlose Bürger sind abartige Wesen, die wie das Vieh stets nur abwärts schauen; zur Erde und über die Tische gebückt, fressen sie und bespringen sich auf der Weide. (Platon)
B) MITTELALTER

Wie Gott jedes Geschöpf an Würde übertrifft, so die Seele jede leibliche Schöpfung. (Augustinus)
Welch große Würde dir Gott verliehen hat, erhellt am meisten daraus, dass Gott, der allein von Natur aus dein Herr ist, andere Güter geschaffen hat, über die auch du Herr bist. (Augustinus)
So groß ist die Würde der Seele, dass eine jede von Geburt an einen Engel zu ihrem Schutz zugewiesen erhält. (Thomas von Aquin)
Der Mensch, der durch die Sünde von der Vernunftordnung abweicht, sagt sich dadurch auch von der menschlichen Würde los. (Thomas von Aquin)
C) HUMANISMUS

Da ist jenes Bildgleichnis Gottes, des Schöpfers im Innern der menschlichen Seele, da sind Talent, Gedächtnis, Voraussicht, beredter Ausdruck, so viele Erfindungen, so viele Künste. (Francesco Petrarca)
Wie ein Werkstoff, der sich für eine Skulptur eignet, nur dann Standbild heißen wird, wenn er durch das Zutun eines Künstlers Gestalt gewonnen hat, so schafft die Geburt nicht den Menschen, sondern nur ein zur Aufnahme der Menschennatur geeignetes Wesen. Was geboren wird, ist gewissermaßen unbehauener Werkstoff. Erst die Unterweisung gibt diesem Gestalt. (Pico Della Mirandola)
Alles, was zum gegenseitigen Wohlwollen gehört, nennt man menschlich, so dass das Wort Menschlichkeit nicht schon unsere Natur bezeichnet, sondern das sittliche Verhalten eines Menschen, das seiner Natur würdig ist. (Erasmus von Rotterdam)
D) NEUZEIT

Nicht im Raum habe ich meine Würde zu suchen, sondern in der Ordnung meines Denkens (…). Durch den Raum erfasst mich das Weltall und verschlingt mich wie einen Punkt, durch das Denken erfasse ich es. (Blaise Pascal)
Die höchste Würdigung hat der Mensch aufgrund der Tatsache, dass er eine unsterbliche Seele besitzt, die begabt ist mit dem Licht des Verstandes, der Fähigkeit, die Dinge zu beurteilen und auszuwählen, und mit schöpferischem Geschick für sehr viele Handlungsweisen. (Samuel von Pufendorf)
Der Mensch ist zwar sein eigener Herr, aber nicht Eigentümer von sich selbst. (Immanuel Kant)
In der Menschenwelt hat alles entweder einen Preis oder eine Würde. Was einen Preis hat, an dessen Stelle kann auch etwas anderes als Äquivalent gesetzt werden; was dagegen über allen Preis erhaben ist, mithin kein Äquivalent verstattet, das hat eine Würde. (Immanuel Kant)
Der Mensch besitzt eine Würde, wodurch er allen anderen vernünftigen Weltwesen Achtung für ihn abnötigt. (Immanuel Kant)
Autonomie ist also der Grund der Würde der menschlichen und jeder vernünftigen Natur. (I. Kant) 

E) MODERNE
Der Mensch hat kein edleres Wort für seine Bestimmung als er selbst ist. (Johann Gottfried Herder)
Das ist der Mensch; das ist jeder, der mir sagen kann: Ich bin Mensch. Sollte er nicht eine heilige Ehrfurcht vor sich selbst tragen, und schaudern und erbeben vor seiner eigenen Majestät! Das ist jeder, der mir sagen kann: Ich bin. (Johann Gottlieb Fichte)
Der Mensch, da er Geist ist, darf und soll sich selbst des Höchsten würdig achten; von der Größe und Macht seines Geistes kann er nicht groß genug denken. Das zuerst verborgene und verschlossene Wesen des Universums hat keine Kraft, die dem Mut des Erkennens Widerstand leisten könnte; es muss sich vor ihm auftun und seinen Reichtum und seine Tiefen ihm vor Augen legen und zum Genusse geben. (Friedrich Hegel)
Denn Würde hat der Mensch nur indem er von einem Anundfürsichseienden, einem Substantiellen weiß und diesem seinen natürlichen Willen unterwirft und gemäß macht. (Friedrich Hegel)
Das Ich ist es, (…) welches den Menschenwert, welches die Menschenwürde ausmacht. (J.L. Cohen)                                                                                        

Menschenwürde ist nicht eine Eigenschaft, die man von Natur aus besitzen kann wie Intelligenz oder blaue Augen. (Jürgen Habermas)
Weitere Zitate zur Menschenwürde
Frei muss man sein von jeder Verwirrung des Geistes, sowohl von Begierde und Furcht, als auch besonders von Kummer, großer Lust und Zorn, auf dass Ruhe der Seele und Ungestörtheit herrsche, die Beständigkeit und Würde mit sich bringt.

Das ist der Mensch; das ist jeder, der mir sagen kann: Ich bin Mensch. Sollte er nicht eine heilige Ehrfurcht vor sich selbst tragen, und schaudern und erbeben vor seiner eigenen Majestät! Das ist jeder, der mir sagen kann: Ich bin. 

Die körperliche Lust entspricht der Würde des Menschen nicht und sie ist zu verachten und zurückzuweisen.        

Welch große Würde dir Gott verliehen hat, erhellt am meisten daraus, dass Gott, der allein von Natur aus dein Herr ist, andere Güter geschaffen hat, über die auch du Herr bist.   

Die höchste Würdigung hat der Mensch aufgrund der Tatsache, dass er eine unsterbliche Seele besitzt, die begabt ist mit dem Licht des Verstandes, der Fähigkeit, die Dinge zu beurteilen und auszuwählen, und mit schöpferischem Geschick für sehr viele Handlungsweisen.

In der Menschenwelt hat alles entweder einen Preis oder eine Würde. Was einen Preis hat, an dessen Stelle kann auch etwas anderes als Äquivalent gesetzt werden; was dagegen über allen Preis erhaben ist, mithin kein Äquivalent verstattet, das hat eine Würde.

Die Würde der Schönheit ist durch die Gesundheit der Hautfarbe zu schützen, die Farbe durch körperliche Übungen. Treiben muss man außerdem eine nicht zu auffallende und ausgesuchte Körperpflege, soweit sie eine unkultivierte und unmenschliche Nachlässigkeit zu meiden sucht. In derselben Weise ist die Kleidung zu behandeln (…). Hüten muss man sich davor, dass man beim Gehen eine nicht zu lässige Langsamkeit an den Tag legt (…) oder bei Eile allzu große Schnelligkeit aufnimmt.   

Der Mensch, der durch die Sünde von der Vernunftordnung abweicht, sagt sich dadurch auch von der menschlichen Würde los.    

Wie ein Werkstoff, der sich für eine Skulptur eignet, nur dann Standbild heißen wird, wenn er durch das Zutun eines Künstlers Gestalt gewonnen hat, so schafft die Geburt nicht den Menschen, sondern nur ein zur Aufnahme der Menschennatur geeignetes Wesen. Was geboren wird, ist gewissermaßen unbehauener Werkstoff. Erst die Unterweisung gibt diesem Gestalt.               

Der Mensch ist zwar sein eigener Herr, aber nicht Eigentümer von sich selbst.

Autonomie ist also der Grund der Würde der menschlichen und jeder vernünftigen Natur.    

Da ist jenes Bildgleichnis Gottes, des Schöpfers im Innern der menschlichen Seele, da sind Talent, Gedächtnis, Voraussicht, beredter Ausdruck, so viele Erfindungen, so viele Künste.      

Wie Gott jedes Geschöpf an Würde übertrifft, so die Seele jede leibliche Schöpfung.                  

Vernunftlose Bürger sind abartige Wesen, die wie das Vieh stets nur abwärts schauen; zur Erde und über die Tische gebückt, fressen sie und bespringen sich auf der Weide.   

Menschenwürde ist nicht eine Eigenschaft, die man von Natur aus besitzen kann wie Intelligenz oder blaue Augen.

Von Natur sind alle gleich, ob Barbaren oder Hellenen. Denn wir atmen alle durch Mund und Nase und essen alle mit den Händen.       

Der Mensch, da er Geist ist, darf und soll sich selbst des Höchsten würdig achten; von der Größe und Macht seines Geistes kann er nicht groß genug denken. Das zuerst verborgene und verschlossene Wesen des Universums hat keine Kraft, die dem Mut des Erkennens Widerstand leisten könnte; es muss sich vor ihm auftun und seinen Reichtum und seine Tiefen ihm vor Augen legen und zum Genusse geben.       

So groß ist die Würde der Seele, dass eine jede von Geburt an einen Engel zu ihrem Schutz zugewiesen erhält.      

Der Mensch besitzt eine Würde, wodurch er allen anderen vernünftigen Weltwesen Achtung für ihn abnötigt.      

Denn Würde hat der Mensch nur indem er von einem Anundfürsichseienden, einem Substantiellen weiß und diesem seinen natürlichen Willen unterwirft und gemäß macht.

Welches Zitat passt zu welcher Epoche? (Für Spezialisten: welchem Autoren könnten sie zugeordnet werden?)

Welchen Zitaten können Sie am ehesten Ihre Zustimmung geben ? (Begründung)

Friedrich Schiller: Über Anmuth und Würde (1793)
Die architektonische Schönheit der menschlichen Bildung muß von der technischen Vollkommenheit derselben wohl unterschieden werden. Unter der letztern hat man das System der Zwecke selbst zu verstehen, so wie sie sich untereinander zu einem obersten Endzweck vereinigen; unter der erstern hingegen bloß eine Eigenschaft der Darstellung dieser Zwecke, so wie sie sich dem anschauenden Vermögen in der Erscheinung offenbaren. Wenn man also von der Schönheit spricht, so wird weder der materielle Werth dieser Zwecke, noch die formale Kunstmäßigkeit ihrer Verbindung dabei in Betrachtung gezogen. Das anschauende Vermögen hält sich einzig nur an die Art des Erscheinens, ohne auf die logische Beschaffenheit seines Objektes die geringste Rücksicht zu nehmen. Ob also gleich die architektonische Schönheit des menschlichen Balles durch den Begriff, der demselben zum Grunde liegt, und durch die Zwecke bedingt ist, welche die Natur mit ihm beabsichtet, so isoliert doch das ästhetische Urtheil sie völlig von diesen Zwecken, und nichts, als was der Erscheinung unmittelbar und eigentümlich angehört, wird in die Vorstellung der Schönheit aufgenommen. 

Man kann daher auch nicht sagen, daß die Würde der Menschheit die Schönheit des menschlichen Baues erhöhe. In unser Urtheil über die letztere kann die Vorstellung der erstern zwar einfließen, aber alsdann hört es zugleich auf, ein rein ästhetisches Urtheil zu sein. Die Technik der menschlichen Gestalt ist allerdings ein Ausdruck seiner Bestimmung, und als ein solcher darf und soll sie uns mit Achtung erfüllen. Aber diese Technik wird nicht dem Sinn, sondern dem Verstande vorgestellt; sie kann nur gedacht werden, nicht erscheinen. Die architektonische Schönheit hingegen kann nie ein Ausdruck seiner Bestimmung sein, da sie sich an ein ganz anderes Vermögen wendet, als dasjenige ist, welches über jene Bestimmung zu entscheiden hat. (…)

Der Mensch aber ist zugleich eine Person, ein Wesen also, welches selbst Ursache, und zwar absolut letzte Ursache seiner Zustände sein, welches sich nach Gründen, die es auf sich selbst nimmt, verändern kann. Die Art seines Erscheinens ist abhängig von der Art seines Empfindens und Wollens, also von Zuständen, die er selbst in seiner Freiheit, und nicht die Natur nach ihrer Nothwendigkeit bestimmt.

Johann Georg Fichte: Über die Würde des Menschen (1794)
Das ist der Mensch, wenn wir ihn bloß als beobachtende Intelligenz ansehen, was ist er erst, wenn wir ihn als praktisch tätiges Vermögen denken! Er legt nicht nur die notwendige Ordnung in die Dinge; er gibt ihnen auch diejenige, die er sich willkürlich wählte; da, wo er hintritt, erwacht die Natur, bei seinem Anblick bereitet sie sich zu, von ihm die neue schönere Schöpfung zu erhalten. Schon sein Körper ist das Vergeistigtste, was aus der ihn umgebenden Materie gebildet werden konnte; in seinem Dunstkreise wird die Luft sanfter, das Klima milder, und die Natur erheitert sich durch die Erwartung, von ihm in einen Wohnplatz und in eine Pflegerin lebender Wesen umgewandelt zu werden. Der Mensch gebietet der rohen Materie, sich nach seinem Ideal zu organisieren und ihm den Stoff zu liefern, dessen er bedarf. Ihm schießt das, was vorher kalt und tot war, in das nährende Korn, in die erquickende Frucht, in die belebende Traube herauf, und sie wird ihm in etwas anderes heraufschießen, sobald er ihr anderes gebieten wird. - Um ihn herum veredeln sich die Tiere, legen unter seinem gescheuten Auge ihre Wildheit ab und empfangen eine gesundere Nahrung aus der Hand ihres Gebieters, die sie ihm durch willigen Gehorsam vergüten (…)
Das ist der Mensch; das ist jeder, der sich sagen kann: Ich bin Mensch. Sollte er nicht eine heilige Ehrfurcht vor sich selbst tragen und schaudern und erbeben vor seiner eigenen Majestät! - Das ist jeder, der mir sagen kann: Ich bin. - Wo du auch wohnest, du, der du nur Menschenantlitz trägst - ob du auch noch so nahe grenzend mit dem Tiere unter dem Stecken des Treibers Zuckerrohr pflanzest oder ob du an des Feuerlandes Küsten dich an der nicht durch dich entzündeten Flamme wärmst, bis sie verlischt, und bitter weinst, daß sie sich nicht selbst erhalten will - oder ob du mir der verworfenste, elendeste Bösewicht scheinest - du bist darum doch, was ich bin: denn du kannst mir sagen: Ich bin. Du bist darum doch mein Gesell und mein Bruder: Oh, ich stand einst gewiß da: - und du wirst einst gewiß - und dauere es Millionen und Millionen mal Millionen Jahre - was ist die Zeit? -, du wirst einst gewiß auf der Stufe stehen, auf der ich jetzt stehe: Und du wirst einst gewiß auf einer Stufe stehen, auf der ich auf dich und du auf mich wirken kannst. Auch du wirst einst in meinen Kreis mit hingerissen werden und mich in den deinigen mit hinreißen; auch dich werde ich einst als meinen Mitarbeiter an meinem großen Plane anerkennen. - Das ist mir, der ich Ich bin, jeder, der Ich ist. Sollte ich nicht beben vor der Majestät im Menschenbilde und vor der Gottheit, die vielleicht im heimlichen Dunkel - aber die doch gewiß in dem Tempel, der dessen Gepräge trägt, wohnt.
Erd und Himmel und Zeit und Raum und alle Schranken der Sinnlichkeit schwinden mir bei diesem Gedanken und das Individuum sollte mir nicht schwinden? - Ich führe Sie nicht zu demselben zurück.
Alle Individuen sind in der Einen großen Einheit des reinen Geistes eingeschlossen. Dies sei das letzte Wort, wodurch ich mich Ihrem Andenken empfehle und das Andenken, zu dem ich mich Ihnen empfehle.

Quelle: http://gutenberg.spiegel.de/fichte/misc/#Anm1

Alphabet der Menschenwürde

Notieren Sie jeweils einen oder mehrere Begriffe, die für Sie mit der Würde des Menschen zu tun haben.
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Zitate von Immanuel Kant zum Thema Menschenrechte
Vorbemerkung: Eine systematische Abhandlung direkt zum Thema hat Immanuel Kant nicht verfasst. In seinem Essay Was ist Aufklärung misst er dem Recht auf freien öffentlichen Gebrauch der Vernunft entscheidende Bedeutung für die Aufklärung der Menschheit zu. Aus anderen Stellen seines Werkes lassen sich entweder konkrete Menschenrechte ableiten oder Menschenrechte insgesamt begründen. Solche Textstellen stellt Heiner F. Klemme, Philosophieprofessor an der Universität Wuppertal, zusammen:

Werke:

· Grundlegung zur Metaphysik der Sitten (1785), in: Gesammelte Schriften, Band IV.

· Über den Gemeinspruch: „Das mag in der Theorie richtig sein, taugt aber nicht für die Praxis“ (1793), in: Gesammelte Schriften, Band VIII

· Zum ewigen Frieden. Ein philosophischer Entwurf (1795), in: Gesammelte Schiften, Band VIII.

· Die Metaphysik der Sitten (1797), in: Gesammelte Schriften, Band VI.

A) Grundlegung zur Metaphysik der Sitten

„Der gute Wille ist nicht durch das, was er bewirkt oder ausrichtet, nicht durch seine Tauglichkeit zu Erreichung irgend eines vorgesetzten Zweckes, sondern allein durch das Wollen, d. i. an sich, gut und, für sich selbst betrachtet, ohne Vergleich höher zu schätzen als alles, was durch ihn zu Gunsten einer Neigung, ja wenn man will, der Summe aller Neigungen nur immer zu Stande gebracht werden könnte.“ (IV 394)

„Nun sage ich: der Mensch und überhaupt jedes vernünftige Wesen existirt als Zweck an sich selbst, nicht bloß als Mittel zum beliebigen Gebrauche für diesen oder jenen Willen, sondern muß in allen seinen sowohl auf sich selbst, als auch auf andere vernünftige Wesen gerichteten Handlungen jederzeit zugleich als Zweck betrachtet werden.“ (IV 428)

„Ich sage nun: Ein jedes Wesen, das nicht anders als unter der Idee der Freiheit handeln kann, ist eben darum in praktischer Rücksicht wirklich frei, d. i. es gelten für dasselbe alle Gesetze, die mit der Freiheit unzertrennlich verbunden sind, eben so als ob sein Wille auch an sich selbst und in der theoretischen Philosophie für frei erklärt würde. Nun behaupte ich: dass wir jedem vernünftigen Wesen, das einen Willen hat, nothwendig auch die Idee der Freiheit leihen müssen, unter der es allein handle. Denn in einem solchen Wesen denken wir uns eine Vernunft, die praktisch ist, d. i. Causalität in Ansehung ihrer Objecte hat.“ (IV 448)

„Wenn es denn also ein oberstes praktisches Princip und in Ansehung des menschlichen Willens einen kategorischen Imperativ geben soll, so muß es ein solches sein, das aus der Vorstellung dessen, was nothwendig für jedermann Zweck ist, weil es Zweck an sich selbst ist, ein objectives Princip des Willens ausmacht, mithin zum allgemeinen praktischen Gesetz dienen kann. Der Grund dieses Princips ist: die vernünftige Natur existirt als Zweck an sich selbst. So stellt sich nothwendig der Mensch sein eigenes Dasein vor; so fern ist es also ein subjectives Prinzip menschlicher Handlungen. So stellt sich aber auch jedes andere vernünftige Wesen sein Dasein zufolge eben desselben Vernunftgrundes, der auch für mich gilt, vor; also ist es zugleich ein objektives Princip, woraus als einem obersten praktischen Grunde also Gesetze des Willens müssen abgeleitet werden können.“ (IV 429)

„[…] das aber, was die Bedingung ausmacht, unter der allein etwas Zweck an sich selbst sein kann, hat nicht bloß einen relativen Werth, d. i. einen Preis, sondern einen innern Werth, d. i. Würde.“ (IV 435)

„Die Gesetzgebung selbst aber, die allen Werth bestimmt, muß eben darum eine Würde, d. i. unbedingten, unvergleichbaren Werth, haben, für welchen das Wort Achtung allein den geziemenden Ausdruck der Schätzung abgiebt, die ein vernünftiges Wesen über sie anzustellen hat. Autonomie ist also der Grund der Würde der menschlichen und jeder vernünftigen Natur.“ (IV 436)

„Und hierin liegt eben das Paradoxon: dass bloß die Würde der Menschheit als vernünftiger Natur ohne irgend einen andern dadurch zu erreichenden Zweck oder Vortheil, mithin die Achtung für eine bloß Idee dennoch zur unnachlaßlichen Vorschrift des Willens dienen sollte […].“ (IV 439)

B) Die Metaphysik der Sitten (Rechtslehre)

„Das Recht ist also der Inbegriff der Bedingungen, unter denen die Willkür des einen mit der Willkür des andern nach einem allgemeinen Gesetze der Freiheit zusammen vereinigt werden kann.“ (VI 230)

„Also ist das allgemeine Rechtsgesetz: handle äußerlich so, dass der freie Gebrauch deiner Willkür mit der Freiheit von jedermann nach einem allgemeinen Gesetze zusammen bestehen könne […].“ (VI 231)

„Freiheit (Unabhängigkeit von eines Andern nöthigender Willkür), sofern sie mit jedes Anderen Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen kann, ist dieses einzige, ursprüngliche, jedem Menschen kraft seiner Menschheit zustehende Recht.“ (VI 237; vgl. VI 263, VIII 289-290)

C) Über den Gemeinspruch …

„Der Zweck nun, der in solchem äußern Verhältniß an sich selbst Pflicht und selbst die oberste formale Bedingung (conditio sine qua non) aller übrigen äußeren Pflicht ist, ist das Recht der Menschen unter öffentlichen Zwangsgesetzen, durch welche jedem das Seine bestimmt und gegen jedes Anderen Eingriff gesichert werden kann.

Der Begriff aber eines äußeren Rechts überhaupt geht gänzlich aus dem Begriffe der Freiheit im äußeren Verhältnisse der Menschen zu einander hervor und hat gar nichts mit dem Zwecke, den alle Menschen natürlicher Weise haben (der Absicht auf Glückseligkeit), und der Vorschrift der Mittel dazu zu gelangen zu thun […].“ (VIII 289)

„Aus dieser Idee der Gleichheit der Menschen im gemeinen Wesen als Unterthanen geht nun auch die Formel hervor: Jedes Glied desselben muß zu jeder Stufe eines Standes in demselben (die einem Unterthan zukommen kann) gelangen dürfen, wozu ihn sein Talent, sein Fleiß und sein Glück hinbringen können“ (VIII 292).

D) Zum ewigen Frieden

Aufgabe des Herrschers: „[…] nämlich das Heiligste, was Gott auf Erden hat, das Recht der Menschen, zu verwalten, und diesem Augapfel Gottes irgend worin zu nahe getreten zu sein jederzeit in Besorgnis stehen muß.“ (VIII 353 Anm.)

„Das Recht der Menschen muß heilig gehalten werden, der herrschenden Gewalt mag es auch noch so große Aufopferung kosten. Man kann hier nicht halbieren und das Mittelding eines pragmatisch-bedingten Rechts (zwischen Recht und Nutzen) aussinnen, sondern alle Politik muß ihre Kniee vor dem erstern beugen, kann aber dafür hoffen, obzwar langsam, zu der Stufe zu gelangen, wo sie beharrlich glänzen wird.“ (VIII 380)

Quelle: http://www2.uni-wuppertal.de/FBA/philosophie/seminarmaterial/KlemmeWS06/Vorlesung7.pdf, 8.4.07, 1:18 MEZ

Ottfried Höffe, Menschenrechte und Grundrechte

Einige Kritiker nennen die Menschenrechte abschätzig die Zivilreligion der Moderne. Andere fürchten von ihrer Ausbreitung eine subtile Form von Imperialismus, einen Rechtskulturimperialismus, der anderen ihnen fremde Werte aufzwingt. Tatsächlich gehören die Menschenrechte zu jener universalistischen Moral, näherhin der Rechtsmoral, die vom Westen und seiner Neuzeit nicht entdeckt, wohl aber in größerer Radikalität gedacht wird. Gegründet in allgemeinen Bedingungen des Menschseins, vor allem der Vernunft, findet sich die universalistische Moral in bemerkenswertem Umfang schon in der Antike, beispielsweise bei Aristoteles. (…)

Innerhalb der westlichen Rechtskultur sind die Menschenrechte inzwischen so selbstverständlich geworden, dass auf ihre Theorie das viel zitierte Hegel-Wort passt, die Eule der Minerva, sprich: die Philosophie, beginne erst mit der einbrechenden Dämmerung ihren Flug. Merkwürdigerweise wirft die Legitimation der Menschenrechte trotzdem, also mehr als zwei Jahrhunderte nach den ersten Erklärungen, noch gravierende Schwierigkeiten auf. (…)

Die ersten, politischen Schwierigkeiten beginnen damit, dass eine Menschenrechtserklärung eine bloße Deklaration bleiben kann. Beispielsweise setzt die Volksrepublik China, obwohl sie in ihrer Verfassung, Artikel 87, die Freiheit der Prozession und Demonstration anerkennt, gegen die demonstrierenden Studenten Panzer ein. Die Antwort darauf heißt Positivierung. Damit die Menschenrechte, statt bloße Worte zu bleiben, die Kraft der Verwirklichung erhalten, müssen sie zum festen Bestandteil der sozialen Welt werden.

Nach der europäisch-amerikanischen Rechtstradition gehen sie zu diesem Zweck in die bald geschriebene, bald ungeschriebene Verfassung ein, binden von dort die öffentlichen Gewalten und eröffnen gegen eine Rechtsverletzung die Möglichkeit einer Klage vor Gericht. Denkbar sind allerdings auch andere Wege der Positivierung. Beispielsweise plädiert der wichtigste verfassungs-theoretische Text der frühen Vereinigten Staaten, die Federalist Papers, für eine Verfassung ohne Grundrechte; denn Gerechtigkeit und Freiheit seien durch Gewaltenteilung und repräsentative Demokratie besser gesichert. Und dort wo man die entsprechenden Rechte selbstverständlich anerkennt, könnte eine rechtsförmige Positivierung kontraproduktiv sein. In diesem Sinn befürchtet Japan, durch einklagbare Menschenrechte von Kindern jenen Schutz eher zu gefährden als zu verbessern, denen es den Kindern in der Tat zu einem Höchstmaß angedeihen lässt. 1995 hat es aber die Konvention der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes ratifiziert. Weil man also einerseits die Positivierung unterschiedlich vornehmen und andererseits dort, wo sich die Anerkennung von selbst versteht, eine einklagbare Garantie kontraproduktiv sein kann, vertritt die Rechtsphilosophie zunächst nur eine Positivierung überhaupt und hält sich mit Vorschlägen für die nähere Gestalt zurück. Sie macht allerdings auf die einschlägige begriffliche Differenz aufmerksam. Dort, wo sie in die Verfassung eingehen und von ihr aus die öffentlichen Gewalten binden, werden die Menschenrechte, die vorher nur Bestandteile der universalistischen Rechtsmoral waren, jetzt zu Elementen des positiven Rechts, zu Grundrechten einer partikularen Rechtsgemeinschaft. Sofern diese die drei Gruppen von Menschanrechten anerkennt, nicht lediglich die liberalen Freiheitsrechte, sondern auch die demokratischen Mitwirkungsrechte, nicht zuletzt die Sozialrechte, nennt man sie einen demokratischen Rechts- und Verfassungsstaat. Die Unterscheidung richtet sich nicht nur gegen bloße Deklarationen, sondern macht auch auf den vor- und überstaatlichen Ursprung der Grundrechte aufmerksam. Während positive Grundrechte von einem konkreten Staat erlassen werden und daher vornehmlich seinen Bewohnern zukommen, erheben Menschenrechte den elementaren Anspruch, zum Menschen, nur weil er Mensch ist, zu gehören. Die Menschenrechte betreffen den Menschen bloß als Menschen, die Grundrechte den Menschen als Mitglied eines konkreten Staatswesens. Nicht wie Recht und Moral unterscheiden sie sich, sondern wie staatliches und vorstaatliches Recht. Dabei entspricht das vorstaatliche Recht der Rechtsvernunft bzw. dem moralischen Recht, also der Moral dessen, was die Menschen einander schulden; die Menschenrechte sind juridische und zugleich überpositive, moralische Rechte. 

Wer die Menschenrechte nur als gesetzte Grundrechte thematisiert, verkennt nicht nur ihren rechtsmoralischen Status; er verkürzt auch ihr kritisches Potential. Nur wer Menschen- und Grundrechte sowohl klar trennt als auch aufeinander bezieht, bringt einerseits die Möglichkeit auf den Begriff, die in einem Gemeinwesen tatsächlich geltenden Grundrechte im Namen der Menschenrechte kritisch fortzuentwickeln, und kann andererseits die Aufgabe formulieren, den Grundrechtsschutz über ein einzelnes Gemeinwesen hinaus auf die Koexistenz aller Gemeinwesen, auf eine internationale Rechtsgemeinschaft auszudehnen.

Otfried Höffe: Vernunft und Recht, Frankfurt/M. 1996, S. 49ff.

Aufgaben:

· Interpretieren Sie das Hegel-Zitat im zweiten Abschnitt (Z. 12).

· Welche verschiedenen Formen von Menschenrechten benennt Höffe?

· Warum unterscheidet er Menschen- und Grundrechte? Entwerfen Sie dazu ein Schema.

Norberto Bobbio, Rechte und Staat

(in: N.B., Das Zeitalter der Menschenrechte, Berlin 1999, S. 30f.)

Wenn hier von den Menschenrechten als heterogener Kategorie die Rede ist, dann bezieht sich dies auf die Tatsache, dass sie von dem Moment an, da auch die sozialen Rechte als Menschenrechte anerkannt wurden, Rechte beinhalten, die miteinander inkompatibel sind, das heißt Rechte, die nicht geschützt werden können, ohne dass dadurch der Schutz anderer Rechte eingeschränkt oder aufgehoben wird. Man kann von einer freien und gerechten Gesellschaft träumen, in der weltweit die Freiheitsrechte und die sozialen Rechte verwirklicht sind, aber die wirklichen Gesellschaften, die wir vor Augen haben, sind um so freier, je weniger gerecht sie sind, und je gerechter sie sind, desto weniger frei sind sie. Damit kein Missverständnis aufkommt: Hier werden die gegen den Eingriff des Staates garantierten Rechte „Freiheit“ und jene Rechte, die einer Intervention des Staates zu ihrer Durchsetzung bedürfen, „Macht“ genannt. Entgegen einer verbreiteten Meinung ergänzen sich Macht und Freiheit nicht, sondern sie sind inkompatibel. Die Gesellschaft in der wir leben, ist durch immer größere organisatorische Effizienz charakterisiert, und wir erringen in ihr Tag für Tag ein wenig mehr Macht, die wir mit dem Verlust von Freiheit bezahlen. Die Unterscheidung zwischen den beiden Arten von Menschenrechten, deren vollständige und gleichzeitige Umsetzung unmöglich ist, wird im übrigen dadurch untermauert, dass ihr auch auf theoretischer Ebene zwei unterschiedliche Konzeptionen der Menschenrechte entsprechen, die liberale und die sozialistische.

Norberto Bobbio: Das Zeitalter der Menschenrechte, Berlin 1999, S. 30f.

Norberto Bobbio, Gleiche Rechte für alle?

Die unterschiedslose und universelle Geltung der Freiheitsrechte trifft nicht für die sozialen Rechte und auch nicht für die politischen Rechte zu. Ihnen gegenüber sind die Menschen zwar im allgemeinen gleich, im besonderen aber eben nicht. Für die politischen und sozialen Rechte gibt es Unterschiede von Individuum zu Individuum, oder besser von Personengruppe zu Personengruppe, und bis heute kommt diesen Unterschieden eine das Wesen der Rechte betreffende Bedeutung zu. Jahrhundertelang hatten nur die Männer das Stimmrecht, und auch nicht alle. Heutzutage haben die Minderjährigen noch immer kein Stimmrecht, und es gibt auch keinen vernünftigen Grund, anzunehmen, dass sie es in der nächsten Zukunft erhalten werden. Damit will ich sagen, dass man bei der Forderung und Anerkennung von politischen Rechten unterscheiden muss und nicht alles nach dem gleichen Maß beurteilen kann. Dasselbe gilt um so mehr für die sozialen Rechte. Nur ganz abstrakt und rhetorisch kann man behaupten, hinsichtlich der drei grundlegenden sozialen Rechte, dem Recht auf Arbeit, auf Ausbildung und auf Gesundheit, seien alle Menschen gleich. Für die negativen Freiheitsrechte hingegen ist diese Ausgangshypothese durchaus realistisch. Man kann auch nicht sagen, warum bei den sozialen Rechten nicht die spezifischen Bedingungen berücksichtigt werden sollten, die für die Unterscheidung zwischen den Individuen respektive den Personengruppen von Bedeutung sind. (…) In der Arbeitswelt sind die Unterschiede von Alter und Geschlecht von Bedeutung, in der Ausbildung ist der Unterschied zwischen Kindern, die normal entwickelt sind, und solchen, die es nicht sind, erheblich. Dasselbe gilt bei der Gesundheit für den Unterschied zwischen Erwachsenen und alten Menschen.

(…) Durch die Anerkennung der sozialen Rechte haben neben dem abstrakten Menschen, dem Bürger ohne Spezifik, andere, den Erklärungen der Freiheitsrechte bisher unbekannte Figuren die Bühne als Subjekte von Rechten betreten: die Frau und das Kind, der alte und sehr alte Mensch, der Kranke, der geistig Behinderte usw.

Norberto Bobbio: Das Zeitalter der Menschenrechte, Berlin 1999, S. 68f.

Norberto Bobbio, Die Vervielfachung der Menschenrechte

Die Vervielfachung vollzieht sich auf drei verschiedene Arten: a) die Zahl der für schutzwürdig gehaltenen Rechtsgüter ist größer geworden; b) die Rechtsansprüche auf einige typische Menschenrechte unterschiedlicher Thematik haben sich ausgeweitet; c) der Mensch wird nicht mehr nur als abstraktes Gattungswesen betrachtet, sondern in der Besonderheit seiner konkreten Lebensumstände in der Gesellschaft, als Kind, als alter oder kranker Mensch. Im Kern verhält es sich so: Die Zahl der Rechtsgüter ist gestiegen, die der Subjekte, die der einzigartigen Individuen. Es muss nicht eigens darauf hingewiesen werden, dass diese drei Prozesse ineinander greifen. Die Anerkennung neuer Rechte von jemand bringt fast immer neue Rechte auf etwas mit sich. Noch überflüssiger ist die Anmerkung, die aber mit unserem Zusammenhang hier zu tun hat, dass alle drei Gründe für die immer schnellere Vervielfachung der Menschenrechte unmittelbar einsichtig machen, wie man sich immer auf einen bestimmten Kontext beziehen muss.

Norberto Bobbio: Das Zeitalter der Menschenrechte, Berlin 1999, S. 64f. (Kursivsetzungen: Martin Zürn)
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Jürgen Habermas: Der Status der Menschenrechte

(J. Habermas, Zur Legitimation durch Menschenrechte, in: Ders, Die postnationale Konstellation. Politische Essays, Frankfurt/M. 1998, S. 170 – 191, hier: S. 177 f)

Menschenrechte tragen ein Janusgesicht, das gleichzeitig der Moral und dem Recht zugewandt ist. 

Ungeachtet ihres moralischen Inhalts haben sie die Form juristischer Rechte. Sie beziehen sich wie moralische Normen auf alles, »was Menschenantlitz trägt«, aber als juristische Normen schützen sie einzelne Personen nur insoweit, wie sie einer bestimmten Rechtsgemeinschaft angehören - in der Regel die Bürger eines Nationalstaates. So besteht eine eigenartige Spannung zwischen dem universalen Sinn der Menschen- rechte und den lokalen Bedingungen ihrer Verwirklichung: Sie sollen für alle Personen unbeschränkt Geltung erlangen - aber wie ist das zu erreichen? Man kann sich auf der einen Seite die globale Ausbreitung der Menschenrechte so vorstellen, daß sich alle bestehenden Staaten - nicht nur dem Namen nach - in demokratische Rechtsstaaten verwandeln, während jedem Einzelnen zugleich das Recht auf eine Nationalität seiner Wahl zusteht. Von diesem Ziel sind wir offensichtlich weit entfernt. Eine Alternative könnte darin bestehen, daß jeder unmittelbar, nämlich als Weltbürger, in den effektiven Genuß der Menschenrechte gelangt. In diesem Sinne verweist Artikel 28 der Allgemeinen Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen auf eine globale Ordnung, »in der die in dieser Erklärung festgelegten Rechte und Freiheiten vollständig realisiert werden«. Aber auch dieses Ziel eines wirksam institutionalisierten Weltbürgerrechts liegt in weiter Ferne.  

Im Übergang von einer nationalstaatlichen zu einer kosmopolitischen Ordnung weiß man nicht genau, was gefährlicher ist: die untergehende Welt souveräner Völkerrechtssubjekte, die ihre Unschuld längst verloren haben, oder die unklare Gemengelage supranationaler Einrichtungen und Konferenzen, die fragwürdige Legitimationen ausleihen können, aber nach wie vor auf den guten Willen mächtiger Staaten und Allianzen angewiesen sind. In dieser labilen Situation bieten zwar die Menschenrechte für die Politik der Völkergemeinschaft die einzige, von allen anerkannte Legitimationsgrundlage; fast alle Staaten haben die inzwischen fortgebildete Menschenrechtscharta der Vereinten Nationen ihrem Wortlaut nach angenommen. Dennoch sind allgemeine Geltung, Inhalt und Rangordnung der Menschenrechte nach wie vor umstritten. Der mit normativen Argumenten geführte Menschenrechtsdiskurs wird sogar von dem grundsätzlichen Zweifel begleitet, ob unter den Prämissen anderer Kulturen die im Westen entstandene Form der politischen Legitimation überhaupt einleuchten kann. Am radikalsten vertreten westliche Intellektuelle selbst die Behauptung, daß sich hinter dem Anspruch auf die universale Gültigkeit der Menschenrechte nur ein perfider Machtanspruch des Westens verbirgt. […]

Meine Überlegungen stellen den westlichen Legitimationstypus als eine Antwort auf allgemeine Her- ausforderungen dar, denen heute nicht mehr nur die westliche Zivilisation ausgesetzt ist. Das besagt natürlich nicht, daß die Antwort, die der Westen gefunden hat, die einzige oder gar die beste ist. Insofern bedeutet die gegenwärtige Debatte für uns eine Chance, uns über unsere blinden Flecken aufklären zu lassen. Schon die hermeneutische Reflexion auf die Ausgangslage eines Menschenrechtsdiskurses zwischen Teilnehmern verschiedener kultureller Herkunft macht uns auf normative Gehalte aufmerksam, die in den stillschweigenden Präsuppositionen eines jeden auf Verständigung abzielenden Diskurses enthalten sind. Unabhängig vom kulturellen Hintergrund wissen nämlich alle Beteiligten intuitiv recht gut, daß ein auf Überzeugung beruhender Konsens nicht zustande kommen kann, solange nicht symmetrische Beziehungen zwischen den Kommunikationsteilnehmern bestehen - Beziehungen der gegenseitigen Anerkennung, der wechselseitigen Perspektivenübernahme, der gemeinsam unterstellten Bereitschaft, die eigenen Traditionen auch mit den Augen eines Fremden zu betrachten, voneinander zu lernen usw. Auf dieser Grundlage lassen sich nicht nur selektive Lesarten, tendenziöse Auslegungen und bornierte Anwendungen von Menschenrechten kritisieren, sondern auch jene schamlosen Instrumentalisierungen der Menschenrechte für eine universalistische Verschleierung partikularer Interessen, die zu der falschen Annahme verleiten, daß sich der Sinn der Menschenrechte in ihrem Mißbrauch erschöpfe.

1. Wie versteht Habermas Menschenrechte? Welchen Status haben sie? Was meint er damit, sie hätten ein „Janusgesicht“, also ein doppelseitiges, gegensätzliches, widersprüchliches Gesicht?

2. Welche Möglichkeiten sieht Habermas, die Menschenrechte weltweit durchzusetzen? Wie schätzt er diese Möglichkeiten hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit ein?

3. Welche Vorbehalte gegen eine universelle Gültigkeit benennt er und mit welchen Argumenten weist er diese Vorbehalte zurück?

Jürgen Habermas: Kritik der ‚kulturspezifischen’ Menschenrechte

(J. Habermas, Zur Legitimation durch Menschenrechte, in: Ders: Die postnationale Konstellation, Frankfurt/M. 1998, S. 170 ff. hier: S. 186 f)
[…]Nun werden diese Vorbehalte gegen den europäischen Individualismus oft gar nicht in normativer, sondern in strategischer Absicht geäußert. Die strategische Absicht läßt sich daran erkennen, daß die Argumente im Zusammenhang mit der politischen Rechtfertigung des mehr oder weniger »weichen« Autoritarismus von Entwicklungsdiktaturen stehen. Das gilt insbesondere für den Streit über die Rangordnung der Menschenrechte. Die Regierungen von Singapur, Malysia, Taiwan und China pflegen ihre von westlicher Seite inkriminierten Verstöße gegen Justizgrundrechte und politische Bürgerrechte mit einem» Vorrang« so- zialer und kultureller Grundrechte zu rechtfertigen. Sie sehen sich durch das - offenbar kollektiv verstandene - »Recht auf wirtschaftliche Entwicklung« dazu autorisiert, die Verwirklichung liberaler Freiheits- und politischer Teilnahmerechte solange »aufzuschieben«, bis das Land einen ökonomischen Entwicklungsstand erreicht hat, der es erlaubt, die materiellen Grundbedürfnisse der Bevölkerung gleichmäßig zu befriedigen. Für eine Bevölkerung im Elend seien Rechtsgleichheit und Meinungsfreiheit eben nicht so relevant wie die Aussicht auf bessere Lebensumstände. 

Ganz so umstandslos lassen sich funktionale Argumente nicht in normative ummünzen. Gewiß, für die langfristige Durchsetzung von Menschenrechten sind einige Umstände förderlicher als andere. Das rechtfertigt jedoch nicht ein autoritäres Entwicklungsmodell, wonach die Freiheit des Einzelnen dem paternalistisch wahrgenommenen und definierten » Wohl der Gemeinschaft« untergeordnet ist. In Wahrheit verteidigen diese Regierungen gar keine Individualrechte, sondern eine paternalistische Fürsorge, die ihnen erlauben soll, die im Westen als klassisch betrachteten Rechte auf Leben und körperliche Unversehrtheit, auf umfassenden individuellen Rechtsschutz und Gleichbehandlung, auf Glaubens-, Assoziations- und Redefreiheit einzu- 

schränken. Normativ betrachtet, ist eine »vorrangige« Berücksichtigung sozialer und kultureller Grundrechte schon deshalb unsinnig, weil diese nur dazu dienen, […] die tatsächlichen Voraussetzungen für eine chancengleiche Nutzung jener liberalen und politischen Grundrechte, zu sichern. 

Mit den beiden genannten Argumenten verbindet sich oft eine Kritik an den vermuteten Auswirkungen einer individualistischen Rechtsordnung, die die Integrität der gewachsenen Lebensordnungen von Familie, Nachbarschaft und Politik zu gefährden scheint. Eine Rechtsordnung, die die Individuen mit einklagbaren subjektiven Rechten ausstattet, sei auf Konflikt angelegt und widerstreite daher der Konsensorientierung der einheimischen Kultur  […].

In politischer Hinsicht steht  der Einwand gegen die desintegrativen Auswirkungen des modernen Rechts auf schwachen Füßen. Die Prozesse einer in diesen Ländern ebenso beschleunigten wie gewaltsamen ökonomischen und gesellschaftlichen Modernisierung dürfen nicht mit rechtlichen Formen verwechselt werden, in denen sich Entwurzelung, Ausbeutung und Mißbrauch administrativer Gewalt vollziehen. Gegen die tatsächliche Unterdrückung in  Entwicklungsdiktaturen hilft nur eine Verrechtlichung der Politik. Die Integrationsprobleme, die alle .hochkomplexen Gesellschaften zu bewältigen haben, lassen sich freilich mit Mitteln des modernen Rechts nur dann lösen, wenn mit Hilfe legitimen Rechts jene abstrakte Form von staatsbürgerlicher Solidarität erzeugt wird, die mit der Verwirklichung von Grundrechten steht und fällt.

1. Mit welchen Argumenten wendet sich der afrikanische Philosoph Bujo  gegen ein westliches Verständnis von Menschenrechten? Was kritisiert er im Einzelnen an den Artikeln der UNO-Menschenrechtserklärung?

2. Sehen Sie Bujos Verständnis von Menschenrechten in der afrikanischen Erklärung der Menschenrechte  eingelöst?  Aus welchen Artikeln spricht ein ihm entsprechendes Verständnis von Rechten?

3. Mit welchen Argumenten kritisiert J. Habermas  dieses kulturspezifische Verständnis von Menschenrechten?

4. Diskutieren Sie: Wem geben Sie eher Recht? 

Menschenrechte in historischen Dokumenten
Meilensteine in der Entwicklung der Menschenrechte

	1215
	Magna Charta Libertatum

	1628
	Petition of Rights (England)

	1679
	Habeas-Corpus-Akte (England)

	1776
	Virginia Bill of Rights (USA)

	 
	Amerikanische Unabhängigkeitserklärung

	1789
	Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte in der Französischen Revolution

	26. Juni 1945
	Charta der Vereinten Nationen

	10. Dezember 1948
	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

	4. November 1950
	Europäische Menschenrechtskonvention

	19. Dezember 1966
	Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

	 
	Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte

	22. November 1969
	Amerikanische Konvention über Menschenrechte

	01. August 1975
	KSZE-Schlussakte von Helsinki

	27. Juni 1981
	Banjul Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker (Afrika)

	19. September 1981
	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte im Islam

	14. Juni 1992
	Erklärung von Rio zu Umwelt und Entwicklung (Rio-Deklaration)

	Juni 1993
	Weltkonferenz über Menschenrechte (Wien): Vienna Declaration and Programme of Action


Die Virginia Bill of Rights (12.06.1776)

Eine Erklärung der Rechte, von den Vertretern der guten Bevölkerung von Virginia, in vollständiger und freier Versammlung zusammengetreten, abgegeben über die Rechte, die ihnen und ihrer Nachkommenschaft als Grundlage und Fundament der Regierung zustehen. 

Artikel 1. Alle Menschen sind von Natur aus in gleicher Weise frei und unabhängig und besitzen bestimmte angeborene Rechte, welche sie ihrer Nachkommenschaft durch keinen Vertrag rauben oder entziehen können, wenn sie eine staatliche Verbindung eingehen, und zwar den Genuß des Lebens und der Freiheit, die Mittel zum Erwerb und Besitz von Eigentum und das Erstreben und Erlangen von Glück und Sicherheit. 

Artikel 2. Alle Macht ruht im Volke und leitet sich folglich von ihm her; die Beamten sind nur seine Bevollmächtigten und Diener und ihm jederzeit verantwortlich. 

Artikel 3. Eine Regierung ist oder sollte zum allgemeinen Wohle, zum Schutze und zur Sicherheit des Volkes, der Nation oder Allgemeinheit eingesetzt sein; von all den verschiedenen Arten und Formen der Regierung ist diejenige die beste, die imstande ist, den höchsten Grad von Glück und Sicherheit hervorzubringen, und die am wirksamsten gegen die Gefahr schlechter Verwaltung gesichert ist; die Mehrheit eines Gemeinwesens hat ein unzweifelhaftes, unveräußerliches und unverletzliches Recht, eine Regierung zu verändern oder abzuschaffen, wenn sie diesen Zwecken unangemessen oder entgegengesetzt befunden wird, und zwar so, wie es dem Allgemeinwohl am dienlichsten erscheint. 

Artikel 4. Kein Mensch oder keine Gruppe von Menschen ist zu ausschließlichen und besonderen Vorteilen und Vorrechten seitens des Staates berechtigt, außer in Anbetracht öffentlicher Dienstleistungen; da diese nicht vererbt werden können, sollen auch die Stellen der Beamten, Gesetzgeber oder Richter nicht erblich sein. 

Artikel 5. Die gesetzgebende und die ausführende Gewalt des Staates sollen von der richterlichen getrennt und unterschieden sein; die Mitglieder der beiden ersteren sollen dadurch, daß sie die Lasten des Volkes mitfühlen und mittragen, von einer Unterdrückung abgehalten werden und deshalb in bestimmten Zeitabschnitten in ihre bürgerliche Stellung entlassen werden und so in jene Umwelt zurückkehren, aus der sie ursprünglich berufen wurden; die freigewordenen Stellen sollen durch häufige, bestimmte und regelmäßige Wahlen wieder besetzt werden, bei denen alle oder ein gewisser Teil der früheren Mitglieder wiederwählbar oder nicht sind, je nachdem es die Gesetze bestimmen. 

Artikel 6. Die Wahlen der Abgeordneten, die als Volksvertreter in der Versammlung dienen, sollen frei sein; alle Männer, die ihr dauerndes Interesse und ihre Anhänglichkeit an die Allgemeinheit erwiesen haben, besitzen das Stimmrecht. Ihnen kann ihr Eigentum nicht zu öffentlichen Zwecken besteuert oder genommen werden ohne ihre eigene Einwilligung oder die ihrer so gewählten Abgeordneten, noch können sie durch irgendein Gesetz gebunden werden, dem sie nicht in gleicher Weise um des öffentlichen Wohles willen zugestimmt haben. 

Artikel 7. Jede Gewalt, Gesetze oder die Ausführung von Gesetzen durch irgendeine Autorität ohne Einwilligung der Volksvertreter aufzuschieben, ist ihren Rechten abträglich und soll nicht durchgeführt werden. 

Artikel 8. Bei allen schweren oder kriminellen Anklagen hat jedermann ein Recht, Grund und Art seiner Anklage zu erfahren, den Anklägern und Zeugen gegenübergestellt zu werden, Entlastungszeugen herbeizurufen und eine rasche Untersuchung durch einen unparteiischen Gerichtshof von zwölf Männern seiner Nachbarschaft zu verlangen, ohne deren einmütige Zustimmung er nicht als schuldig befunden werden kann; auch kann er nicht gezwungen werden, gegen sich selbst auszusagen; niemand kann seiner Freiheit beraubt werden außer durch Landesgesetz oder das Urteil von seinesgleichen. 

Artikel 9. Es sollen keine übermäßige Bürgschaft verlangt, keine übermäßigen Geldbußen auferlegt, noch grausame und ungewöhnliche Strafen verhängt werden. 

Artikel 10. Allgemeine Vollmachten, durch die ein Beamter oder ein Beauftragter ermächtigt wird, verdächtige Plätze zu durchsuchen, ohne daß eine begangene Tat erwiesen ist, oder eine oder mehrere Personen, die nicht benannt sind, oder solche, deren Vergehen nicht durch Beweisstücke genau beschrieben ist oder offensichtlich zutage liegt, festzunehmen, sind kränkend und bedrückend und sollen nicht genehmigt werden. 

Artikel 11. Bei Streitigkeiten bezüglich des Eigentums und bei Händeln persönlicher Art ist die altherkömmliche Verhandlung vor einem Geschworenengericht jeder anderen vorzuziehen und soll heilig gehalten werden. 

Artikel 12. Die Freiheit der Presse ist eines der starken Bollwerke der Freiheit und kann nur durch despotische Regierungen beschränkt werden. 

Artikel 13. Eine wohlgeordnete Miliz, aus der Masse des Volkes gebildet und im Waffendienst geübt, ist der geeignete, natürliche und sichere Schutz eines freien Staates; stehende Heere sollen in Friedenszeiten als der Freiheit gefährlich vermieden werden; auf alle Fälle soll das Militär der Zivilgewalt streng untergeordnet und von dieser beherrscht werden. 

Artikel 14. Das Volk hat ein Recht auf eine einheitliche Regierung; daher soll keine Regierung gesondert oder unabhängig von der Regierung Virginias innerhalb dessen Grenzen errichtet oder eingesetzt werden. 

Artikel 15. Eine freie Regierung und die Segnungen der Freiheit können einem Volke nur erhalten werden durch strenges Festhalten an der Gerechtigkeit, Mäßigung, Enthaltsamkeit, Sparsamkeit und Tugend und durch häufiges Zurückgreifen auf die Grundprinzipien. 

Artikel 16. Die Religion oder die Ehrfurcht, die wir unserem Schöpfer schulden, und die Art, wie wir sie erfüllen, können nur durch Vernunft und Überzeugung bestimmt sein und nicht durch Zwang oder Gewalt; daher sind alle Menschen gleicherweise zur freien Religionsausübung berechtigt, entsprechend der Stimme ihres Gewissens; es ist die gemeinsame Pflicht aller, christliche Nachsicht, Liebe und Barmherzigkeit aneinander zu üben. 

Quelle: http://dokumentation.htu.tugraz.at/menschenrechte/?dok=kat0018&rub=kat, 8.4.07, 20:06 MEZ
Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte durch die Französische Nationalversammlung, 16.8.1789

1. Die Menschen werden frei und gleich an Rechten geboren und bleiben es. Die gesellschaftlichen Unterschiede können nur auf den gemeinsamen Nutzen gegründet sein. 

2. Der Endzweck aller politischen Vereinigung ist die Erhaltung der natürlichen und unabdingbaren Menschenrechte. Diese Rechte sind die Freiheit, das Eigentum, die Sicherheit, der Widerstand gegen Unterdrückung. 

3. Der Ursprung aller Souveränität liegt seinem Wesen nach beim Volke. Keine Körperschaft, kein einzelner kann eine Autorität ausüben, die nicht ausdrücklich hiervon ausgeht. 

4. Die Freiheit besteht darin, alles tun zu können, was einem andern nicht schadet. Also hat die Ausübung der natürlichen Rechte jedes Menschen keine Grenzen als jene, die den übrigen Gliedern der Gesellschaft den Genuß dieser nämlichen Rechte sichern. Diese Grenzen können nur durch das Gesetz bestimmt werden. 

5. Das Gesetz hat nur das Recht, solche Handlungen zu verbieten, die der Gesellschaft schädlich sind. Alles, was durch das Gesetz nicht verboten ist, kann nicht verhinciert werden, und niemand kann genötigt werden, zu tun, was das Gesetz nicht verordnet. 

6. Das Gesetz ist der Ausdruck des allgemeinen Willens. Alle Staatsbürger sind befugt, zur Feststellung desselben persönlich oder durch ihre Repräsentanten mitzuwirken. Es soll für alle das gleiche sein, es mag beschützen oder bestrafen. Da alle Burger vor seinen Augen gleich sind, so können sie gleichmäßig zu allen Würden, Steilen und offentlichen Ämtern zugelassen werden auf Grund ihrer Fähigkeit und ohne anderen Unterschied als den ihrer Tugenden und ihrer Talente. 

7. Kein Mensch kann angeklagt, in Haft genommen oder gefangengehalten werden als in den durch das Gesetz bestimmten Fällen und in den Formen, welche es vorgeschrieben hat. Diejenigen, welche willkürliche Befehle veranlassen, ausfertigen, vollziehen oder vollziehen lassen sollen bestraft werden; jeder Bürger hingegen, vorgeladen oder festgenommen kraft des Gesetzes, soll sogleich gehorchen; er macht sich durch Widerstand strafbar. 

8. Das Gesetz soll nur solche Strafen festsetzen, welche unbedingt und offenbar notwendig sind, und niemand kann bestraft werden als kraft eines vor Begehung des Verbrechens ein. eingesetzten, verkündeten und rechtlich angewandten Gesetzes. 

9. Da jeder Mensch so lange für unschuldig erachtet wird, bis er für schuldig erklärt ist, so soll, wenn seine Verhaftung für unumgänglich gehalten wird, alle Härte, die nicht notwendig wäre um sich seiner Person zu versichern, durch das Gesetz streng unterbunden werden. 

10. Niemand soll wegen seiner Ansichten, auch nicht wegen seiner religiösen, beunruhigt werden, sofern ihre Äußerung die durch das Gesetz errichtete öffentliche Ordnung nicht stört. 

11. Die freie Mitteilung der Gedanken und Meinungen ist eins der kostbarsten Rechte des Menschen. Jeder kann mithin frei sprechen, schreiben, drucken, mit Vorbehalt der Verantworlichkeit für den Mißbrauch dieser Freiheit in den durch das Gesetz bestimmten Fällen. 

12. Die Verbürgung der Menschen- und Bürgerrechte erfordert notwendig eine öffentliche Macht. Diese Macht ist also eingesetzt für den Vorteil aller, und nicht für den besonderen Nutzen derer, denen sie anvertraut ist. 

13. Für die Unterhaltung der öffentlichen Macht und für die Kosten der Verwaltung ist ein gemeinschaftlicher Beitrag unerläßlich; dieser soll unter alle Bürger des Staates im Verhältnis ihres Vermögens auf gleiche Weise verteilt werden. 

14. Alle Bürger des Staates sind berechtigt, entweder selbst oder durch ihre Repräsentanten, sich von der Notwendigkeit des öffentlichen Beitrages zu überzeugen, ihn frei zu bewilligen, seine Verwendung zu uberwachen sowie Anteil, Umlage, Eintreibung und Dauer zu bestimmen. 

15. Die Gesellschaft ist befugt, von jedem öffentlichen Beamten Rechenschaft über seine Amtsführung zu verlangen. 

16. Jede Gesellschaft, in der weder die Garantie der Rechte zugesichert noch die Trennung der Gewalten festgelegt ist, hat keine Verfassung. 

17. Da das Eigentum ein geheiligtes und unverletzliches Recht ist, so kann niemand dessen beraubt werden; es wäre denn, daß die öffentliche, gesetzlich festgestellte Notwendigkeit es klar erforderte, und unter der Bedingung einer gerechten und vorsorglich festgesetzten Entschädigung. 

Quelle: http://dokumentation.htu.tugraz.at/menschenrechte/?dok=kat0007&rub=kat, 8.4.07, 20:11 MESZ

Resolution 217 A (III) der Generalversammlung der UN vom 10. Dezember 1948 

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

PRÄAMBEL 

· Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet, 

· da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen, und da verkündet worden ist, daß einer Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, das höchste Streben des Menschen gilt, 

· da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht gezwungen wird, als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen, 

· da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen zu fördern, 

· da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern, 

· da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf die allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken, 

· da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist, 

verkündet die Generalversammlung 

diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiete zu gewährleisten. 

Artikel 1

Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen. 

Artikel 2 

Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand. 

Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist. 

Artikel 3

Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 

Artikel 4 

Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen ihren Formen sind verboten. 

Artikel 5 

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden. 

Artikel 6 

Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig anerkannt zu werden. 

Artikel 7 

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung. 

Artikel 8 

Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt werden. 

Artikel 9 

Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden. 

Artikel 10 

Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht. 

Artikel 11 

1. Jeder, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange seine Schuld nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem er alle für seine Verteidigung notwendigen Garantien gehabt hat, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist. 

2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe verhängt werden. 

Artikel 12 

Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 

Artikel 13 

1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen.

2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren. 

Artikel 14 

1. Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen. 

2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen verstoßen. 

Artikel 15 

1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörigkeit. 

2. Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln. 

Artikel 16 

1. Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne jede Beschränkung auf Grund der Rasse, der Staatsangehörigkeit oder der Religion das Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, während der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte. 

2. Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künftigen Ehegatten geschlossen werden. 

3. Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat. 

Artikel 17 

1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben. 

2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden. 

Artikel 18 

Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein, seine Religion oder seine Weltanschauung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu bekennen. 

Artikel 19 

Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. 

Artikel 20 

1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschließen. 

2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören. 

Artikel 21 

1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken. 

2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in seinem Lande. 

3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Autorität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen. 

Artikel 22 

Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der Mittel jedes Staates in den Genuß der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind. 

Artikel 23 

1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. 

2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit. 

3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen. 

4. Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten. 

Artikel 24 

Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub. 

Artikel 25 

1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände. 

2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz. 

Artikel 26

1. Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein verfügbar gemacht werden, und der Hochschulunterricht muß allen gleichermaßen entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen. 

2. Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des Friedens förderlich sein. 

3. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll. 

Artikel 27

1. Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben. 

2. Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen. 

Artikel 28 

Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können. 

Artikel 29 

1. Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung seiner Persönlichkeit möglich ist. 

2. Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen. 

3. Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden. 

Artikel 30 

Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu begehen, welche die Beseitigung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat.

Quelle: http://www2.amnesty.de/internet/deall.nsf/Druck/015E26DDA31AE178C1256EEC00492EAB?OpenDocument, 8.4.07, 19:00 MESZ

Eine afrikanische Sicht der Menschenrechte

(Bénézet Bujo, kongolesischer Philosoph, in: B. Brüning, Recht – Gerechtigkeit – Menschenrechte, Berlin 2001, S. 114 f.)

Die Ehe in der Gemeinschaft:  Ein weiteres Beispiel möchte ich Art. 16 Abs. 2 der "Allgemeinen Menschenrechtserklärung" entnehmen, wo es heißt: "Eine Ehe soll nur bei freier und wirksamer Einwilligung der künftigen Ehegatten geschlossen werden." Dass dieser Text das westliche Ehemodell vor Augen hat, ist nicht zu bestreiten.  Ist die Ehe im Westen eine individuelle Angelegenheit, die allein die beiden Partner betrifft, so ist das afrikanische Modell hauptsächlich gemeinschaftsbezogen. Die Ehe ist dort nämlich kein Vertrag zwischen Partnern, sondern sie ist ein Bund zwischen zwei Gemeinschaften, die beiderseits sowohl die  diesseitige als auch die jenseitige Gemeinschaft umfassen. Die Ehe ist zum Überleben der ganzen Familien bestimmt, und sie muss dies durch die Weitergabe des Lebens verwirklichen. Das Ganze aber kommt der Sippengemeinschaft insgesamt zugute. Wer heiratet, muss also wissen, dass er bzw. sie nicht nur  sich selbst gehört, sondern auch der Sippengemeinschaft. Die Verantwortung, die durch die Ehe übernommen wird, betrifft nicht allein die beiden Ehekandidaten, sondern ebenso die zweidimensionale Gemeinschaft von Diesseits und Jenseits. Alle in dieser Gemeinschaft haben am "Ehediskurs" teilzunehmen. Folglich wird die Ehe nicht einzig durch den Konsens der beiden Betroffenen gültig, sondern sie wird erst durch eine gemeinsame Verständigung mit der Sippengemeinschaft einschließlich der Ahnen möglich. 

Die Erziehung in der Gemeinschaft:  Ein weiteres Beispiel betrifft das Familienleben in Afrika. Was bedeuten hier "Privatleben" oder "Privatsphäre"? Kann und darf eine Familie sich so absondern, dass andere Mitglieder der Gemeinschaft als "Fremdlinge" betrachtet werden können? Auch hier möchte ich einen Satz aus der "Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte" zitieren, wo es in Art. 26 Abs. 3 heißt: "In erster Linie haben die Eltern das Recht die Art der Erziehung zu bestimmen, die ihre Kinder genießen sollen." Nach dieser Auffassung käme die afrikanische Erziehungsmethode einer Einmischung in die Privatangelegenheit gleich. In Afrika aber gehören die Kinder nicht nur den Eltern, sondern der ganzen Sippengemeinschaft. Die Erziehungsmethode ist also schon durch die Ahnen und Ältesten festgelegt. Darüber  hinaus ist es die Aufgabe jedes Angehörigen für eine gute Erziehung zu sorgen. So darf jedes Großfamilienmitglied das  Kind genauso belohnen oder bestrafen wie dessen eigene Eltern. Beim Unterlassen dieser Aufgabe kann jedes Familienmitglied zur Rechenschaft gezogen werden. Mit anderen Worten: Nicht die Familie im engeren Sinn (Kernfamilie), sondern der ganze Clan ist die Schule, die für Erziehung sorgt.  

Eigentum darf nicht von Lebenskraft getrennt werden: Bekanntlich beruht das Eigentumsproblem im Westen auf einer langen Tradition, die das Naturrecht zur Grundlage ihrer Reflexion gemacht hat. So berufen sich auch viele kirchliche Verlautbarungen auf diese Tradition. Es ist keine Frage, dass die Soziallehre der Kirche die gemeinschaftliche Dimension des Eigentums und das Teilen sehr betont. Dennoch wird in der afrikanischen Welt der Akzent etwas anders gesetzt. Es geht nicht nur um Teilen, sondern das Eigentum ist nie privat. Der Einzelne verwaltet das Eigentum letzten Endes im Namen der gesamten Gemeinschaft. So wie er das Leben nicht für sich privatisieren darf, ist es ihm verwehrt, mit dem Eigentum nach Gutdünken zu verfahren, ist Besitztum doch nicht von der Lebenskraft zu trennen. Eine der Konsequenzen dieser EinsteIlung zum Eigentum ist, dass in manchen Gegenden der Einzelne erst die Verwandtschaft zu Rate ziehen soll, bevor er sein Besitztum zu anderem Zweck bestimmt, als man dies bisher gewohnt war. Fehlt die Zustimmung der Großfamilie, dann darf er beispielsweise ein Haus oder andere Gegenstände nicht verkaufen oder vermieten, da er damit die Lebenskraft der Gemeinschaft vermindern würde. Hingegen könnte ein Häuptling den Einzelnen enteignen, falls er einen als schwerwiegend empfundenen Fehler beginge. 

Die Banjul Charta der Menschenrechte (Auszüge) 

Verabschiedet 1981 von den Mitgliedern der Organisation für Afrikanische Einheit - OAU
Artikel 8  Die Gewissens- und Berufsfreiheit und die freie Religionsausübung werden gewährleistet. Niemand darf in der Ausübung dieser Freiheiten beschränkt werden, es sei denn aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung.

Artikel 9(1) Jedermann hat das Recht auf Information. (2) Jedermann hat das Recht, im Rahmen der Gesetze seine Meinung zu äußern und zu verbreiten.

 Artikel 11 Jedermann hat das Recht, sich frei mit anderen zu versammeln. Die Ausübung dieses Rechts darf nur den gesetzlich vorgesehenen Beschränkungen unterworfen werden, insbesondere im Interesse der nationalen und öffentlichen Sicherheit, der Volksgesundheit, der Sittlichkeit und der Rechte und Freiheiten anderer. 
Artikel 14 Das Recht auf Eigentum wird gewährleistet. Ein Eingriff ist nur im öffentlichen Interesse oder im Interesse des Gemeinwohls zulässig und muß mit den Vorschriften der Enteignungsgesetze übereinstimmen.

Artikel 16 (1) Jedermann hat ein Recht auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit. (2) Die Vertragsparteien dieser Charta werden die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Gesundheit ihres Volkes zu schützen und um sicherzustellen, daß jedermann im Krankheitsfall medizinisch versorgt wird.

 Artikel 18 (1) Die Familie ist die natürliche Kernzelle der Gesellschaft. Der Staat muß sie schützen und für ihre Gesundheit und Sittlichkeit sorgen. (2) Der Staat ist verpflichtet, die Familie als Bewahrer der in der Gesellschaft anerkannten Sittlichkeit und traditionellen Werte zu unterstützen. (3) Der Staat muß sicherstellen, daß jede Diskriminierung der Frauen beseitigt wird und die in internationalen Erklärungen und Übereinkommen festgelegten Rechte der Frauen und Kinder geschützt werden. (4) Die Alten und Behinderten haben Anspruch auf besondere Hilfsmaßnahmen gemäß ihren körperlichen und sittlichen Bedürfnissen. 
Artikel 20 (1) Alle Völker haben ein Existenzrecht. Sie haben das unbestreitbare und unveräußerliche Recht auf Selbstbestimmung. Sie entscheiden frei über ihren politischen Status und gestalten ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung nach der von ihnen frei gewählten Politik. (2) Die unter Kolonialherrschaft oder in Unterdrückung lebenden Völker haben das Recht, sich von den Fesseln der Fremdherrschaft unter Anwendung aller von der Internationalen Völkergemeinschaft anerkannten Mittel zu befreien. (3) Alle Völker haben Anspruch darauf, in ihrem Befreiungskampf von den Vertragsstaaten dieser Charta politisch, wirtschaftlich oder kulturell unterstützt zu werden.

Artikel 21 (1) Alle Völker verfügen frei über ihre Reichtümer und Bodenschätze. Dieses Recht üben sie ausschließlich im Interesse ihrer Bevölkerung aus. In keinem Fall darf ein Volk dieses Rechts beraubt werden. […] (5) Die Vertragsstaaten dieser Charta werden alle Formen ausländischer wirtschaftlicher Ausbeutung, insbesondere die der internationalen Monopole, beseitigen, damit ihre Völker vollen Nutzen aus ihren nationalen Ressourcen ziehen können. 

Artikel 27(1) Jedermann hat Pflichten gegenüber seiner Familie und der Gesellschaft, gegenüber dem Staat und anderen gesetzlich anerkannten Gemeinschaften sowie gegenüber der internationalen Gemeinschaft. (2) Jedermann übt seine Rechte und Freiheiten unter angemessener Berücksichtigung der Rechte anderer, der kollektiven Sicherheit, der Sittlichkeit und der gemeinsamen Interessen aus. 
Artikel 29 Jedermann hat darüber hinaus die Pflicht:

1. die harmonische Entwicklung der Familie zu schützen und für den Zusammenhalt und die Achtung der Familie zu arbeiten; seine Eltern jederzeit zu achten und sie zu unterhalten, wenn sie bedürftig sind; 

2. seiner nationalen Gemeinschaft dadurch zu dienen, daß er ihr seine körperlichen und geistigen Kräfte zu Verfügung stellt;

3. die Sicherheit des Landes, dessen Staatsangehöriger er ist oder in dem er sich aufhält, nicht zu gefährden; 

4. die soziale und nationale Solidarität zu bewahren und zu stärken, insbesondere, wenn letztere bedroht ist;

5. die nationale Unabhängigkeit und die territoriale Integrität seines Landes zu bewahren und zu stärken und im Rahmen der Gesetze einen Beitrag zur Verteidigung zu leisten; 

6. unter vollem Einsatz der Kräfte und Fähigkeiten zu arbeiten und die im Interesse der Gesellschaft auferlegten Steuern zu bezahlen;

7. im Verhältnis zu anderen Mitgliedern der Gesellschaft positive afrikanische kulturelle Werte im Geiste der Toleranz, des Dialogs und der Zusammenarbeit zu bewahren und zu stärken und, allgemein ausgedrückt, zur Förderung des sittlichen Wohlbefindens der Gesellschaft beizutragen;

8. sein Bestes zu tun zur Förderung und Erlangung der afrikanischen Einheit, jederzeit und auf allen Ebenen.

Menschenrechte und der Islam
Christoph Dette: Islamisches Recht. Zwei Fallbeispiele und der historische Hintergrund

Das islamische Recht, die Scharia, bildet die Grundlage eines jeden islamischen Gemeinwesens, regelt es doch einerseits die Beziehung des Menschen zu Gott, andererseits zugleich diejenige der Menschen untereinander. […]

Bei der überwiegenden Mehrheit der Nicht-Muslime ruft der Begriff „Scharia“ Assoziationen an das christliche europäische Mittelalter wach. Die katholische Kirche – nicht zu verwechseln mit dem Christentum – hat hier eine ähnlich dominante Rolle gespielt, wie es heute in der islamischen Welt Scheichs, Imame oder Ulemas tun. Allerdings dürfen diese nicht als identisch mit dem Islam betrachtet werden.

Im Wesentlichen beruft sich diese verkürzte Sicht auf die strengsten im Koran geltenden Strafen („hadd“-Strafen), die jene Vergehen sanktionieren, die das friedliche Zusammenleben am stärksten gefährden. Hier spielt die streng tabuisierte Sexualität eine herausragende Rolle. Doch wurde selten mit aller Härte gestraft, war die barbarische Steinigung nicht die Regel, sondern die Ausnahme, wurde Dieben immer seltener die Hand abgehackt, wurde die Auspeitschung für sexuelle Übergriffe oder Alkoholgenuss durch andere Strafarten verdrängt. Erst im 20. Jahrhundert kehrten einige Staaten zu den drastischen Strafen der Frühzeit zurück: Saudi-Arabien sowie die Öl-Emirate, Pakistan, seit 1979 der Iran, seit 1999/2000 Nigeria und der Sudan und Afghanistan.

Die Scharia – ein Dogma

„Die Regelunge der jeweils geltenden Rechtsordnung sind Problemlösungsversuche, deren Ausgestaltung unter dem Einfluss der verschiedensten Interessen und Ideale zustande gekommen ist“ (Hans Albert). Den ersten Teil dieser Aussage kann auch jeder Muslim bejahen, den zweiten hingegen nicht, zielt er doch auf das Kernproblem: die wegen ihres göttlichen Ursprungs gegbene Unabänderbarkeit der Scharia, die so zum Dogma wird. Da Dogmen per Definitionem nicht auf historischen Wandel wie den Zivilisationsprozess reagieren, wäre die islamische Welt einem 1400 Jahre alten Recht unterworfen.

Doch die islamische Rechtsauslegung („fiqh“ als die menschliche Interpretation der göttlichen Scharia) hat bereits in der Frühzeit einen Ausweg gefunden, der zu einer großen Flexibilisierung des Rechts führte. Die vier Rechtsschulen des sunnitischen Islams, alledem 8./9. Jahrhundert entstammend, beschreiben verschiedene Wege der Rechtsfindung, denen unterschiedliches Gewicht beigemessen wird.

Wird ein Richter weder in Koran noch Sunna fündig, dar er ähnliche Fälle suchen und den seinen mittels Analogieschluss („qiyas“) lösen. Hierbei helfen ihm die Bücher des „fiqh“. Das Weinverbot des Korans führt so zu einem allgemeinen Verbot von Rauschmitteln. Neben die Anwendung der Analogie treten als weitere Möglichkeiten der Rechtsfindung die Berücksichtigung der Gewohnheit sowie der Konsens der Rechtsgelehrten.

Die Macht des Richters – der „idjtihad“.

Wenn all das nicht hilft, fällt der Richter sein Urteil nach bestem Wissen und Gewissen, wobei er einen erheblichen Spielraum hat. Sein Urteil muss Ergebnis des „idjtihad“ sein, des Kampfes um die Wahrheit. Hierbei muss er das Interesse der Gläubigen ebenso berücksichtigen, wie Rechtssicherheit, Gerechtigkeit und die Absicht des Gesetzes, den Menschen ihr Leben zu erleichtern.

Schon früh wurde die im „idjtihad“ lauernde Gefahr erkannt, nämlich die Verlagerung der Basis der Rechtsprechung vom Text zum Interpreten, dem Richter. Damit wäre zwar das Dogma aufgehoben, doch zum Preise weit gehender Willkür und damit Rechtsunsicherheit. Den meisten Rechtsgelehrten galt das so genannte „Tor des idjtihad“ seit dem 10. Jahrhundert als geschlossen: Entscheidungen früherer Rechtsgelehrter wurden als für alle Zeiten verbindlich angesehen. Die Schiiten und eine heute zunehmende Minderheit der Sunniten folgten bzw. folgen dieser Interpretation nicht.
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Die allgemeine Erklärung der Menschenrechte im Islam, London, 19.9.1981

Im Namen Gottes, des Erbarmers und des Barmherzigen

Präambel

Vor 14 Jahrhunderten legte der Islam die »Menschenrechte« umfassend und tiefgründend als Gesetz fest. Zu ihrem Schutze umgab er sie mit ausreichenden Sicherheiten. Er gestaltete seine Gesellschaft nach Grundregeln und Prinzipien, die diese Rechte stärken und stützen. Der Islam ist die letzte der Botschaften des Himmels, die der Herr der Welten seinen Gesandten - Heil über sie! - offenbarte, damit sie sie den Menschen überbrächten als Recht und Anleitung, was ihnen ein gutes und würdiges Leben, beherrscht von Recht, Wohlfahrt, Gerechtigkeit und Heil, gewährleiste.

Deshalb wurde es für die Muslime eine Pflicht, alle Menschen vom Aufruf (da'wa) zum Islam in Kenntnis zu setzen, im Gehorsam gegenüber dem Auftrag ihres Herrn: »Aus euch soll eine Gemeinschaft (von Leuten) werden, die zum Guten aufrufen, gebieten, was Recht ist, und verbieten, was verwerflich ist« (Koran 3, 104), und in Erfüllung des Rechts der Menschheit gegen sie als aufrichtiger Beitrag zur Rettung der Welt aus allen Übeln, die sie befallen haben, und als Befreiung der Völker von mannigfaltigen Plagen, unter denen sie stöhnen.

Wir Muslime der verschiedensten Völker und Länder

- in unserer demütigen Verehrung des einzigen und allmächtigen Gottes;

- in unserem festen Glauben, dass er der unbestrittene Herr des Dieseits und des Jenseits ist; dass wir alle letztendlich zu ihm zurückkehren; dass allein er es ist, der den Menschen zu seinem Besten und zu seinem Wohle leiten kann, nachdem er ihn zu seinem Statthalter auf Erden und ihm die gesamte Welt dienstbar gemacht hat;

- in unserem Glauben an die Einheit der wahren Religion, die die Gesandten unseres Herrn brachten, von denen jeder einen Baustein zum hohen Gebäude dieser Religion legte, bis schließlich Gott der Erhabene sie vollendete durch die Botschaft Muhammads (Gott segne ihn und schenke ihm Heil!), der sagte: »Ich bin der Schlußstein und das Siegel der Propheten« (hadît nach al-Buhârî und Muslim);

- in unserer vorbehaltslosen Anerkennung der Tatsache, dass der menschliche Verstand unfähig ist, ohne die Führung und Offenbarung Gottes den bestgeeigneten Weg des Lebens zu beschreiten; in unserer richtigen Sicht - im Lichte unseres edlen Buches - der Lage des Menschen in diesem Dasein und des Zweckes und der Weisheit, weshalb er hervorgebracht und geschaffen wurde;

- in unserem Wissen, dass sein Schöpfer ihm in reichem Maße Würde, Ehre und Bevorzugung vor allen anderen seiner Schöpfung zuteil werden ließ;

- in unserer Einsicht, dass ihn sein Herr, erhaben und groß ist er, mit ungezählten und unzählbaren Wohltaten ausgezeichnet hat;

- in unserer richtigen Vorstellung vom Begriff der Gemeinschaft der Muslime (umma), die die Einheit der Muslime trotz ihrer unterschiedlichen Länder und Völker verkörpert;

- in unserer tiefen Erkenntnis der Mißstände und der sündhaften Ordnung, die die Welt heute erduldet;

- in unserem aufrichtigen Wunsche, unsere Verantwortung der menschlichen Gesellschaft gegenüber, deren Mitglieder wir sind, nachzukommen;

- in unserem Verlangen, das uns anvertraute Gut der Botschaft, das uns der Islam auferlegt hat, weiter zu verkünden im Bemühen um die Schaffung eines besseren Lebens,

- das auf Tugendhaftigkeit beruht und gereinigt ist von Verworfenheit, in dem Zusammenhalt die Gleichgültigkeit ersetzt und Brüderlichkeit an die Stelle der Feindschaft tritt,

- das beherrscht wird von Zusammenhalt und Heil statt von Auseinandersetzung und Kriegen;

- ein Leben, in dem der Mensch die guten Eigenschaften, wie Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, Ehre und Würde in sich aufnimmt, anstatt unterdrückt zu werden von Knechtschaft, Rassen- und Klassendiskriminierung, Unterdrückung und Erniedrigung;

- wodurch er seine wahre Mission im Dasein erfüllen kann: die Anbetung seines erhabenen Schöpfers, den umfassenden Aufbau des Seins;

- ein Leben, das ihm den Genuß der Wohltaten seines Schöpfers bietet und das ihn gütig handeln läßt gegen die Menschheit, die für ihn eine größere Familie darstellt, mit der ihn ein tiefes Empfinden des gemeinsamen menschlichen Ursprungs verbindet, der eine Verwandtschaft aller Menschen begründet;

- eingedenk all dessen

- verkünden wir Muslime als Bannerträger des Aufrufes (da'wa) zu Gott mit Beginn des 15. Jahrhunderts der Hidschra diese Deklaration im Namen des Islam über die Menschenrechte hergeleitet aus dem edlen Koran und der reinen Sunna des Propheten.

Sie sind in dieser Niederlegung ewige Rechte, von denen nichts abgestrichen, geändert, aufgehoben oder ausgesetzt werden darf.

Sie sind Rechte, die der Schöpfer - gepriesen sei er! - festgelegt hat. Der Mensch, wer immer er auch sei, hat kein Recht, sie auszusetzen oder zu verletzen. Die ihnen eigene Unverletzlichkeit entfällt weder durch den Willen des einzelnen, auf sie zu verzichten, noch durch den Willen der Gesellschaft, die vertreten wird durch Institution gleich welcher Natur und gleich welcher Macht, die diese ihnen bewilligt. Die Bestätigung dieser Rechte stellt den richtigen Weg zum Aufbau einer wahren islamischen Gesellschaft dar:

1. Eine Gesellschaft, in der alle Menschen gleich sind, in der es keine Privilegierung und Diskriminierung aufgrund von Herkunft, Rasse, Geschlecht, Farbe, Sprache oder Religion zwischen den einzelnen gibt.

2. Eine Gesellschaft, in der die Gleichheit die Grundlage des Besitzes der Rechte und der Auferlegung der Pflichten ist, eine Gleichheit, die ihren Ursprung hat in der gemeinsamen menschlichen Herkunft: »Ihr Menschen! Wir haben euch geschaffen von einem männlichen und weiblichen Wesen« (Koran 49,13), und in der Ehrung, mit der der Schöpfer - erhaben ist er und groß - den Menschen überhäufte: »Und wir waren gegen die Kinder Adams huldreich und haben bewirkt, dass sie auf dem Festland und auf dem Meer getragen werden und haben ihnen allerlei gute Dinge beschert und sie vor vielen von denen, die wir (sonst noch) erschaffen haben, sittlich ausgezeichnet« (Koran 17, 70).

3. Eine Gesellschaft, in der die Freiheit des Menschen, mit der er geboren wurde, übereinstimmt mit dem Sinn seines Lebens, und in deren Schutz er sich selbst verwirklicht, sicher vor Unterdrückung, Zwang, Erniedrigung und Sklaverei.

4. Eine Gesellschaft, die den Kern der Gesellschaft in der Familie sieht, diese deshalb mit Schutz und Ehrung umgibt und für sie alle Voraussetzungen für Stabilität und Vorrang bereitstellt.

5. Eine Gesellschaft, in der Herrscher und Untertan vor der šarî’a des Schöpfers - gepriesen sei er - ohne Privilegierung und Diskriminierung gleich sind.

6. Eine Gesellschaft, in der die Macht ein dem Herrscher auferlegtes anvertrautes Gut ist, damit er die Ziele, die die šarî’a vorschreibt, auf die Weise, die sie festlegte, verwirklicht.

7. Eine Gesellschaft, in der jeder überzeugt ist, dass Gott allein der Herrscher des gesamten Universums ist, und dass alles darin der Schöpfung Gottes unterworfen ist, als Gabe seiner Güte, ohne dass irgendeinem ein besonderer Anspruch zusteht. Es ist das Recht eines jeden Menschen, einen gerechten Anteil von dieser göttlichen Gabe zu erhalten: »Er hat von sich aus alles, was im Himmel und auf Erden ist, in euren Dienst gestellt« (Koran 45, 13).

8. Eine Gesellschaft, in der durch die Konsultation (šûrâ) die politischen Entscheidungen, die die Angelegenheiten der Umma gestalten, bestimmt und die Gewalten, die diese politischen Entscheidungen anwenden und vollziehen, ausgeübt werden: »Die sich untereinander beraten« (Koran 42, 38).

9. Eine Gesellschaft, in der die gleichen Chancen gegeben sind, damit jeder in ihr entsprechend seiner Fähigkeit und seiner Tauglichkeit die Verantwortung übernimmt. Er wird dafür in dieser Welt vor der Umma und im jenseits vor seinem Schöpfer zur Rechenschaft gezogen: »Jeder von euch ist ein Hirte, verantwortlich für seine Herde« (hadît nach al-Buhârî, Muslim, Abû Dâ’ûd, Tirmidî und Nasâ’î).

10. Eine Gesellschaft, in der Herrscher und Beherrschter gleich sind vor Rechtsprechung und richterlichen Maßnahmen.

11. Eine Gesellschaft, in der jeder das Gewissen seiner Gesellschaft ist. Sein Recht (sog. hisba) ist es, Klage gegen jeden Menschen, der eine Straftat gegen das Recht der Gesellschaft begeht, zu erheben. Auch hat er das Recht, Unterstützung von den andern zu fordern die ihm beistehen müssen und ihn bei seiner gerechten Sache nicht im Stich lassen dürfen.

12. Eine Gesellschaft, die alle Formen der Tyrannei ablehnt und die jedem Sicherheit, Freiheit, Würde und Gerechtigkeit garantiert, in dem sie die Rechte, die die šarî’a Gottes für den Menschen vorschreibt, einhält, auf ihre Anwendung hinwirkt und ihre Einhaltung überwacht.

Jene Rechte, die für die Welt verkündet werden durch

»Diese Erklärung«

im Namen Gottes, des Erbarmers und Barmherzigen

Die Menschenrechte im Islam […]

[…] Artikel 12: Das Recht auf Gedanken-, Glaubens- und Redefreiheit

a) Jeder kann denken, glauben und zum Ausdruck bringen, was er denkt und glaubt, ohne dass ein anderer einschreitet oder ihn behindert, solange er innerhalb der allgemeinen Grenzen, die die šarî’a vorschreibt, bleibt. Nicht erlaubt ist die Verbreitung von Unwahrheit und die Veröffentlichung dessen, was der Verbreitung der Schamlosigkeit oder Schwächung der Umma dient: »Wenn die Heuchler und diejenigen, die in der Stadt Unruhe stiften, nicht aufhören, werden wir dich bestimmt veranlassen, gegen sie vorzugehen, und sie werden dann nur (noch) kurze Zeit in ihr deine Nachbarn sein. Ein Fluch wird auf ihnen liegen. Wo immer man sie zu fassen bekommt, wird man sie greifen und rücksichtslos umbringen« (Koran 33, 60-61).

b) Das freie Denken auf der Suche nach dem Wahren ist kein bloßes Recht, sondern auch eine Pflicht: »Ich ermahne euch zu einem allein: Tretet zu zweit oder einzeln vor Gott und denkt hierauf nach« (Koran 34,46).

c) Es ist das Recht und die Pflicht eines jeden, seine Ablehnung und Mißbilligung des Unrechts zu verkünden und ihm Widerstand zu leisten ohne Furcht vor der Konfrontation mit einer willkürlich handelnden Behörde oder einem despotischen Herrscher oder einem tyrannischen Regime. Dies ist die beste Art des heiligen Krieges (gihâd): »Der Gesandte Gottes - Gott segne ihn und schenke ihm Heil! - wurde gefragt: Welcher heilige Krieg ist am besten? Er sagte: Ein Wort der Wahrheit bei einem despotischen Herrscher« (hadît nach Tirmidî und Nasâ’î).

d) Es gibt kein Verbot der Verbreitung wahrer Informationen und Tatsachen, es sei denn, die Verbreitung stelle eine Gefahr für die Sicherheit der Gesellschaft oder des Staates dar: »Und wenn etwas zu ihnen kommt, was Sicherheit oder Furcht betrifft, machen sie es bekannt. Wenn sie es jedoch (für sich behalten und) vor den Gesandten und diejenigen von ihnen bringen würden, die zu befehlen haben, würden diejenigen es wissen, die der Sache wirklich nachgehen können« (Koran 4,83).

e) Hochachtung vor den Empfindungen der Andersgläubigen ist ein Charakterzug des Muslime. Keinem ist es erlaubt, die Überzeugung eines anderen zu verspotten, ebensowenig, die Gesellschaft gegen ihn aufzuhetzen: »Und schmäht nicht diejenigen, zu denen sie beten, statt zu Gott, damit sie in (ihrem) Unverstand nicht (ihrerseits) in Übertretung (der göttlichen Gebote) Gott schmähen! So haben wir jeder Gemeinschaft ihr Tun im schönsten Licht erscheinen lassen. Hierauf werden sie zu Gott zurückkehren« (Koran 6,108).
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Erklärung der Menschenrechte im Islam, Kairo, 5.8.1990

Die Mitglieder der Organisation der Islamischen Konferenz

betonen die kulturelle und historische Rolle der islamischen Umma [Gemeinde, Gemeinschaft], die von Gott als die beste Nation geschaffen wurde und die der Menschheit eine universale und wohlausgewogene Zivilisation gebracht hat, in der zwischen dem Leben hier auf Erden und dem im Jenseits Harmonie besteht und in der Wissen mit Glauben einhergeht; und sie betonen die Rolle, die diese Umma bei der Führung der durch Konkurrenzstreben und Ideologien verwirrten Menschheit und bei der Lösung der ständigen Probleme dieser materialistischen Zivilisation übernehmen sollte;

sie möchten ihren Beitrag zu dem Bemühen der Menschheit leisten, die Menschenrechte zu sichern, den Menschen vor Ausbeutung und Verfolgung zu schützen und seine Freiheit und sein Recht auf ein würdiges Leben in Einklang mit der islamischen Scharia zu bestätigen;

sie sind überzeugt, daß die Menschheit, die einen hohen Stand in der materialistischen Wissenschaft erreicht hat, immer noch und auch in Zukunft dringend des Glaubens bedarf, um ihre Zivilisation zu stützen, und daß sie eine Motivationskraft braucht, um ihre Rechte zu schützen;

sie glauben, daß die grundlegenden Rechte und Freiheiten im Islam ein integraler Bestandteil der islamischen Religion sind und daß grundsätzlich niemand das Recht hat, sie ganz oder teilweise aufzuheben, sie zu verletzen oder zu mißachten, denn sie sind verbindliche Gebote Gottes, die in Gottes offenbarter Schrift enthalten und durch Seinen letzten Propheten überbracht worden sind, um die vorherigen göttlichen Botschaften zu vollenden. Ihre Einhaltung ist deshalb ein Akt der Verehrung Gottes und ihre Mißachtung oder Verletzung eine schreckliche Sünde, und deshalb ist jeder Mensch individuell dafür verantwortlich, sie einzuhalten - und die Umma trägt die Verantwortung für die Gemeinschaft.

Aufgrund der oben genannten Grundsätze erklären sie deshalb:

Artikel 1:

a) Alle Menschen bilden eine Familie, deren Mitglieder durch die Unterwerfung unter Gott vereint sind und alle von Adam abstammen. Alle Menschen sind gleich an Würde, Pflichten und Verantwortung; und das ohne Ansehen von Rasse, Hautfarbe, Sprache, Geschlecht, Religion, politischer Einstellung, sozialem Status oder anderen Gründen. Der wahrhafte Glaube ist die Garantie für das Erlangen solcher Würde auf dem Pfad zur menschlichen Vollkommenheit.

b) Alle Menschen sind Untertanen Gottes, und er liebt die am meisten, die den übrigen Untertanen am meisten nützen, und niemand ist den anderen überlegen, außer an Frömmigkeit oder guten Taten.

Artikel 2:

a) Das Leben ist ein Geschenk Gottes, und das Recht auf Leben wird jedem Menschen garantiert. Es ist die Pflicht des einzelnen, der Gesellschaft und der Staaten, dieses Recht vor Verletzung zu schützen, und es ist verboten, einem anderen das Leben zu nehmen, außer wenn die Scharia [= geoffenbartes islamisches Recht] es verlangt.

b) Es ist verboten, Mittel einzusetzen, die zur Vernichtung der Menschheit führen.

c) Solange Gott dem Menschen das Leben gewährt, muß es nach der Scharia geschützt werden.

d) Das Recht auf körperliche Unversehrtheit wird garantiert. Jeder Staat ist verpflichtet, dieses Recht zu schützen, und es ist verboten, dieses Recht zu verletzen, außer wenn ein von der Scharia vorge-schriebener Grund vorliegt.

Artikel 3:

a) Bei Einsatz von Gewalt und im Fall einer bewaffneten Auseinandersetzung ist es nicht erlaubt, am Krieg Unbeteiligte wie Alte, Frauen und Kinder zu töten. Verwundete und Kranke haben das Recht auf medizinische Versorgung; Kriegsgefangene haben das Recht auf Nahrung, Unterkunft und Kleidung. Es ist verboten, Leichen zu verstümmeln. Es besteht die Pflicht, Kriegsgefangene auszutauschen und für die Familien, die durch die Kriegsumstände auseinandergerissen wurden, Besuche oder Zusammenkünfte zu ermöglichen.

b) Es ist verboten, Bäume zu fällen, Ernten oder Viehbestand zu vernichten und die zivilen Gebäude und Einrichtungen des Feindes durch Beschuß, Sprengung oder andere Mittel zu zerstören.

Artikel 4:

Jeder Mensch hat das Recht auf die Unverletzlichkeit und den Schutz seines guten Rufs und seiner Ehre zu Lebzeiten und auch nach dem Tod. Staat und Gesellschaft müssen seine sterblichen Überreste und seine Grabstätte schützen.

Artikel 5:

a) Die Familie ist die Keimzelle der Gesellschaft, und die Ehe ist die Grundlage ihrer Bildung. Männer und Frauen haben das Recht zu heiraten, und sie dürfen durch keinerlei Einschränkungen aufgrund der Rasse, Hautfarbe oder Nationalität davon abgehalten werden, dieses Recht in Anspruch zu nehmen.

b) Die Gesellschaft und der Staat müssen alle Hindernisse, die einer Ehe im Wege stehen, beseitigen und die Eheschließung erleichtern. Sie garantieren den Schutz und das Wohl der Familie.

Artikel 6:

a) Die Frau ist dem Mann an Würde gleich, sie hat Rechte und auch Pflichten; sie ist rechtsfähig und finanziell unabhängig, und sie hat das Recht, ihren Namen und Ihre Abstammung beizubehalten.

b) Der Ehemann ist für den Unterhalt und das Wohl der Familie verantwortlich.

Artikel 7:

a) Von Geburt an hat das Kind Anspruch darauf, daß seine Eltern und die Gesellschaft für seine richtige Pflege und Erziehung und für seine materielle, hygienische und moralische Versorgung Sorge tragen. Das Kind im Mutterleib und die Mutter genießen Schutz und besondere Fürsorge.

b) Eltern und Personen, die Elternsteile vertreten, haben das Recht, für ihre Kinder die Erziehung zu wählen, die sie wollen, vorausgesetzt, daß sie dabei das Interesse und die Zukunft der Kinder rnitberücksichtigen und daß die Erziehung mit den ethischen Werten und Grundsätzen der Scharia übereinstimmt.

c) In Einklang mit den Bestimmungen der Scharia haben beide Elternteile bestimmte Rechtsansprüche gegenüber ihren Kindern; und Verwandte haben Rechtsansprüche gegenüber ihren Nachkommen.

Artikel 8:

Jeder Mensch hat das Recht auf Rechtsfähigkeit als eine rechtliche und auch moralische Verpflichtung. Sollte er die Rechtsfähigkeit einbüßen oder nur eingeschränkt genießen, so wird er von seinem Vormund vertreten.

Artikel 9:

a) Das Streben nach Wissen ist eine Verpflichtung, und die Gesellschaft und der Staat haben die Pflicht, für Bildungsmöglichkeiten zu sorgen. Der Staat muß sicherstellen, daß Bildung verfügbar ist und daß im Interesse der Gesellschaft ein vielfältiges Bildungsangebot garantiert wird. Die Menschen müssen die Möglichkeit haben, sich mit der Religion des Islams und den Dingen der Welt zum Wohle der Menschheit auseinanderzusetzen.

b) Jeder Mensch hat das Recht auf eine sowohl religiöse als auch weltliche Erziehung durch die verschiedenen Bildungs- und Lehrinstitutionen. Dazu zählen die Familie, Schule, Universitäten, die Medien usw. Alle zusammen sorgen sie ausgewogen dafür, daß sich seine Persönlichkeit entwickelt, daß sein Glaube an Gott gestärkt wird und daß er sowohl seine Rechte wahrnimmt als auch seine Pflichten beachtet.

Artikel 10:

Der Islam ist die Religion der reinen Wesensart. Es ist verboten, irgendeine Art von Druck auf einen Menschen auszuüben oder seine Armut oder Unwissenheit auszunutzen, um ihn zu einer anderen Religion oder zum Atheismus zu bekehren.

Artikel 11:

a) Der Mensch wird frei geboren, und niemand hat das Recht, ihn zu versklaven, zu demütigen, zu unterdrücken oder ihn auszubeuten. Unterwerfung gibt es nur unter Gott, den Allmächtigen.

b) Kolonialismus jeder Art ist eine der schlimmsten Formen der Sklaverei. Deshalb ist er absolut verboten. Völker, die unter dem Kolonialismus leiden, haben das volle Recht auf Freiheit und Selbstbestimmung. Es ist die Pflicht aller Staaten und Völker, den Kampf der Kolonialvölker für die Abschaffung aller Formen von Kolonialismus und Besatzung zu unterstützen, und alle Staaten und Völker haben das Recht, ihre unabhängige Identität zu wahren und die Kontrolle über ihren Reichtum und ihre natürlichen Ressourcen selber auszuüben.

Artikel 12:

Jeder Mensch hat innerhalb des Rahmens der Scharia das Recht auf Freizügigkeit und freie Wahl seines Wohnortes, entweder innerhalb oder außerhalb seines Landes. Wer verfolgt wird, kann in einem anderen Land um Asyl ersuchen. Das Zufluchtsland garantiert seinen Schutz, bis er sich in Sicherheit befindet, es sei denn, sein Asyl beruht auf einer Tat, die nach der Scharia ein Verbrechen darstellt.

Artikel 13:

Der Staat und die Gesellschaft garantieren jedem arbeitsfähigen Menschen das Recht auf Arbeit. Jeder kann frei die Arbeit wählen, die ihm am besten entspricht und die sowohl seinen Interessen als auch denen der Gesellschaft dient. Der Arbeitnehmer hat das Recht auf Schutz und Sicherheit sowie auf alle anderen sozialen Garantien. Ihm darf weder eine Arbeit zugewiesen werden, die seine Kräfte übersteigt, noch darf er in irgendeiner Weise unter Druck gesetzt, ausgebeutet oder geschädigt werden. Er hat - ohne jegliche Diskriminierung aufgrund des Geschlechts - Anspruch auf gerechten und unverzüglich zu zahlenden Lohn für seine Arbeit, und er hat Anspruch auf Gewährung von Urlaub und auf verdiente Beförderung. Vom Arbeitnehmer seinerseits wird erwartet, daß er seine Arbeit gewissenhaft und genau verrichtet. Kommt es zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu Uneinigkeit in irgendeinem Punkt, so greift der Staat ein, um den Streit beizulegen und die Mißstände zu beseitigen, die Rechte zu bestätigen und der Gerechtigkeit unvoreingenommen Geltung zu verschaffen.

Artikel 14:

Jeder Mensch hat das Recht auf rechtmäßige Einkünfte, sofern sie nicht durch Monopolisierung, Betrug oder Schaden für sich oder andere erzielt wurden. Wucher (riba) ist absolut verboten.

Artikel 15:

a) Jeder Mensch hat das Recht auf rechtmäßig erworbenes Eigentum, und jeder hat Anspruch auf die Besitzrechte ohne Nachteil für sich selber, andere oder die Gesellschaft im allgemeinen. Enteignung ist verboten, außer wenn ein öffentliches Interesse vorliegt und unverzüglich eine gerechte Entschädigung gezahlt wird.

b) Konfiszierung und Beschlagnahme von Eigentum ist verboten, außer wenn eine gesetzlich definierte Notwendigkeit vorliegt.

Artikel 16:

Jeder hat das Recht, den Erfolg seiner wissenschaftlichen, literarischen, künstlerischen oder technischen Arbeit zu genießen und die sich daraus herleitenden moralischen und materiellen Interessen zu schützen, vorausgesetzt, daß die Werke nicht den Grundsätzen der Scharia widersprechen.

Artikel 17:

a) Jeder Mensch hat das Recht, in einer sauberen Umgebung zu leben, fern von Laster und moralischer Korruption, in einer Umgebung, die seiner Entwicklung förderlich ist. Es ist Aufgabe des Staates und der Gesellschaft im allgemeinen, dieses Recht zu gewährleisten.

b) Jeder Mensch hat das Recht auf soziale Versorgung und auf alle öffentlichen Leistungen, die der Staat mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln erbringen kann.

c) Der Staat sichert dem einzelnen das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard, so daß er in der Lage ist, seine Bedürfnisse und die seiner Familie zu befriedigen. Dazu gehören Nahrung, Kleidung, Wohnung, Erziehung, medizinische Versorgung und alle anderen grundlegenden Bedürfnisse.

Artikel 18:

a) Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Sicherheit, auf Sicherheit seiner Religion, seiner Angehörigen, seiner Ehre und seines Eigentums.

b) Jeder Mensch hat das Recht auf eine Privatsphäre, zu Hause, in der Familie und in bezug auf sein Vermögen und sein privates Umfeld. Es ist verboten, ihn zu bespitzeln, zu überwachen oder seinen guten Ruf zu beschmutzen. Der Staat muß den Bürger vor willkürlicher Beeinträchtigung schützen.

c) Die Unverletzlichkeit der Privatwohnung wird gewährleistet. Das Betreten einer Privatwohnung darf nicht ohne die Erlaubnis der Bewohner oder auf irgendeine ungesetzliche Art geschehen. Die Wohnung darf weder verwüstet noch beschlagnahmt werden, noch dürfen die Bewohner mit Gewalt vertrieben werden.

Artikel 19:

a) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. Es gibt keinen Unterschied zwischen Herrscher und Untertan.

b) Jeder Mensch hat das Recht, sich an die Gerichte zu wenden.

c) Die Haftpflicht ist im allgemeinen an die Person gebunden.

d) Über Verbrechen oder Strafen wird ausschließlich nach den Bestimmungen der Scharia entschieden.

e) Ein Angeklagter gilt so lange als unschuldig, bis seine Schuld in einem fairen Gerichtsverfahren erwiesen ist, und er muß sich umfassend verteidigen können.

Artikel 20:

Es ist verboten, jemanden ohne legitimen Grund zu verhaften, seine Freiheit einzuschränken, ihn zu verbannen oder zu bestrafen. Es ist verboten, jemanden körperlich oder seelisch zu foltern, ihn zu demütigen oder grausam oder entwürdigend zu behandeln. Ebenso ist es verboten, an einem Menschen ohne dessen Einwilligung oder ohne akute Gefahr für seine Gesundheit oder sein Leben medizinische oder wissenschaftliche Versuche zu unternehmen. Desgleichen ist es verboten, Notstandsgesetze zu verabschieden, durch die ein solches Vorgehen gerechtfertigt würde.

Artikel 21:

Geiselnahme in jeder Form und ganz gleich zu welchem Zweck ist ausdrücklich verboten.

Artikel 22:

a) Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung, soweit er damit nicht die Grundsätze der Scharia verletzt.

b) Jeder Mensch hat das Recht, in Einklang mit den Normen der Scharia für das Recht einzutreten, das Gute zu verfechten und vor dem Unrecht und dem Bösen zu warnen.

c) Information ist lebensnotwendig für die Gesellschaft. Sie darf jedoch nicht dafür eingesetzt und mißbraucht werden, die Heiligkeit und Würde der Propheten zu verletzen, die moralischen und ethischen Werte auszuhöhlen und die Gesellschaft zu entzweien, sie zu korrumpieren, ihr zu schaden oder ihren Glauben zu schwächen.

d) Es ist verboten, nationalistischen oder doktrinären Haß zu schüren oder irgend etwas zu tun, das in irgendeiner Weise zu Rassendiskriminierung führen könnte.

Artikel 23:

a) Autorität bedeutet Verantwortung; es ist deshalb absolut verboten, Autorität zu mißbrauchen oder böswillig auszunutzen. Nur so können die grundlegenden Menschenrechte garantiert werden.

b) Jeder Mensch hat das Recht, sich direkt oder indirekt an der Verwaltung der Staatsangelegenheiten in seinem Land zu beteiligen. Er hat auch das Recht, in Einklang mit den Bestimmungen der Scharia ein öffentliches Amt zu bekleiden.

Artikel 24:

Alle Rechte und Freiheiten, die in dieser Erklärung genannt wurden, unterstehen der islamischen Scharia.

Artikel 25:

Die islamische Scharia ist die einzig zuständige Quelle für die Auslegung oder Erklärung jedes einzelnen Artikels dieser Erklärung.

Kairo, 14 Muharram 1411H 5. August 1990
Auszug aus "Gewissen und Freiheit" Nr. 36 (1991), S. 1-5

Menschenrechte kontrovers: Eine Themenliste
Abtreibung: Wann beginn menschliches Leben, das zu schützen ist?

Asylrecht:

· Ist das Asylrecht auszuweiten (etwa für von Genitalverstümmelung/ patriarchalischer Gewalt bedrohte Frauen)?
· Ist es ethisch gerechtfertigt, mit dem Hinweis, das Asylrecht werde missbraucht, die Inanspruchnahme stark einzuschränken?

Bildung: Darf ein armes Land (aktueller Fall: Niger) von internationalen Geldgebern (Internationaler Währungsfonds, Weltbank) gezwungen werden, an der Bildung und medizinischen Versorgung der Bevölkerung zu sparen, um die Staatsverschuldung zu drosseln?

Computer: Ausspähen durch Ermittlungsbehörden mit Hilfe von „Trojanern“.
Recht auf Eigentum/ Urheberrecht und Patentschutz: Ist es erlaubt, wenn arme Länder wie Bangladesh gegen internationales Recht Patente auf Aids-Medikamente umgehen und die Medikamente billig selbst herstellen, um damit den Erkrankten zu helfen, die sich die Medikamente sonst nicht leisten können?

Folter: Darf physische und psychische Gewalt gegen Gefangene im „Kampf gegen den Terror“ angewendet werden?

Frauen: Inwieweit sollte der Staat eingreifen, um die Benachteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt auszugleichen?

Hartz IV: Reichen 345 Euro in Deutschland für eine Person für ein „Leben in Würde“ aus?
Körper/ körperliche Unversehrtheit:

· Welche gesetzlichen Grundlagen brauchen medizinische Versuche am Menschen?

· Sollte es erlaubt sein, dass  Menschen aus Armut auf das Recht auf körperliche Unversehrtheit verzichten? Dass sie z.B. eine Niere verkaufen, um einem Reichen ein Leben ohne Dialyse zu ermöglichen?

Krieg: Kann Krieg gerechtfertigt werden, wenn ein Regime dauerhaft Menschenrechte verletzt und andere Mittel, die dem Weltsicherheitsrat zur Verfügung stehen (diplomatischer Druck, Handelshemmnisse), versagt haben?

Leben, Recht auf ~: Darf ein Staat ein ziviles Passagierflugzeug abschießen, wenn klar ist, dass dieses von Terroristen gekapert ist und wenn der Angriff auf ein sensibles Ziel (z.B. ein Atomkraftwerk) droht?

Meinungsfreiheit: Wie weit darf ein satirischer Angriff auf die – ebenfalls geschützte - Ausübung der Religion gehen?

Organhandel/ Organtransplantation: siehe körperliche Unversehrtheit

Umwelt und Menschenrechte: Darf der natürliche Lebensraum (konkret: der Urwald von Amazonas-Indianern) der Ur-Bevölkerung zerstört werden, damit dort Bodenschätze abgebaut und Plantagen angelegt werden können?

Terrorgefahr: Wie weit darf ein Rechtsstaat im Kampf gegen – tatsächliche oder vermeintliche – Terroristen gehen?

Freiheit der Wissenschaft: Wo endet das Recht auf Versuche an menschlichen Stammzellen, Föten, geborenen Menschen?

Zusammenstellung: Dr. Martin Zürn, Justus-von-Liebig-Schule Überlingen

Warum darf das sein?

Murat Kurnaz' Anwalt Bernhard Docke erklärt, weshalb in Guantanamo noch immer Menschen interniert sind. Ein Interview.
ZEIT online: Ein US-Berufungsgericht bestätigte am Dienstag eine Gesetzesvorschrift, wonach Gefangene im Lager Guantánamo das Recht verweigert wird, gegen ihre Inhaftierung vor einem US-Bundesgericht zu klagen. Was bedeutet das?

Bernhard Docke: Das hat sehr weitreichende Folgen. Die Gefangenen von Guantánamo wurden außerhalb der Landesgrenzen der USA angesiedelt. Damit sollte vermieden werden, dass sie vor US-Gerichten klagen und sich auf amerikanisches Recht berufen. Der Supreme Court hat aber 2004 entschieden, dass die US-Gerichte sehr wohl für das Schicksal der einzelnen Gefangenen in Guantánamo zuständig sind. Nun wurden den Gefangenen diese Rechte von der Politik wieder entzogen. Sie müssen erneut die Höchstgerichte bemühen.

ZEIT online: Der Kongress hat also ein Gesetz erlassen, um die Entscheidung des Supreme Courts von 2004 zu bekämpfen – und den Häftlingen die Rechte wieder zu nehmen?

Docke: Ja, den „Detainee Treatment Act“. Damit sollten die US-Gerichte ihre Zuständigkeit für Guantánamo-Gefangene wieder verlieren. Der Supreme Court erklärte das Gesetz aber im Juni 2006 für verfassungswidrig. Der Kongress hat den Kampf gegen die Gerichte jedoch weitergeführt und im Oktober 2006 den „Military Commission Act“ erlassen. Zum zweiten Mal wurde den Gefangenen das Recht abgesprochen, ihr Schicksal vor unabhängigen amerikanischen Richtern prüfen zu lassen. Die Entscheidung des Berufungsgerichts vom vergangenen Dienstag beruft sich auf den „Military Commissions Act“.

ZEIT online: Was besagt der „Military Comissions Act“?

Docke: Jeder Gefangene wird vor ein „Combattant Status Review Tribunal“ gestellt, ein Militärtribunal, das darüber berichtet, ob ein Gefangener ein enemy combattant (feindlicher Kämpfer) ist oder nicht. Wer zum feindlichen Kämpfer erklärt wird, kann mit diesem Prädikat, ohne dass in einem rechtsstaatlichen Verfahren Schuld oder Unschuld nachgewiesen wird, ohne dass es Beweise gibt, ohne dass es unabhängige Kontrolle gibt, auf unbestimmte Zeit im Lager interniert werden – ohne je einen Richter gesehen zu haben. Der Rechtsstaat ist abgeschafft.

ZEIT online: Wie definiert man einen enemy combattant?

Docke: Das ist ein konturloser Begriff, unter den man alles subsumieren kann. Ein Beispiel: In einem Verfahren vor dem District Court in Washington fragte die Richterin einen Regierungsvertreter, ob eine Schweizer Oma, die Geld für afghanische Waisenkinder überweisen möchte, und deren Geld über ominöse Wege bei den Taliban landet, auch ein enemy combattant sein könnte. Der Regierungsvertreter nickte. Dieser Begriff ist dermaßen schwammig, dass alles darunter gefasst werden kann: Der Willkür sind Tür und Tor geöffnet.

ZEIT online: Ein Teil der Gefangenen wird vor eine Militärkommission gestellt. Wie funktioniert eine Militärkommission? Wer sitzt darin?

Docke: Richter, Staatsanwalt und auch Verteidiger sind Militärangehörige. Es gelten andere Vorschriften als in zivilen Verfahren. Der Grundsatz „Im Zweifel für den Angeklagten“ ist abgeschafft. Es können auch Beweise vom Hörensagen verwertet werden – selbst Aussagen, die unter Folter zustande gekommen sind. Dem Angeklagten kann Entlastungsmaterial vorenthalten werden, wenn Sicherheitsgründe dafür sprechen. Der Angeklagte kann vom Verfahren ausgeschlossen werden – und letztlich kann er mit dem Tode bestraft werden. Das ist eine Art von Sonderjustiz, die rechtsstaatlichen Mindeststandards nicht genügt.

ZEIT online: Haben die Gefangenen nun die Möglichkeit, abermals vor dem Supreme Court zu klagen?

Docke: Ja, es könnte sein, dass der Supreme Court dem Pentagon einen Strich durch die Rechnung macht. Außerdem wollen nun die Demokraten eine Gesetzesinitiative starten, die den Gefangenen doch wieder mehr Rechte garantieren soll. Aber all das braucht eben viel Zeit. Amerikanische Kollegen sagen zu Recht: „Justice delayed, is justice denied“. Das Verschleppen der Fälle bedeutet eine Rechtsverweigerung.

ZEIT online: Werden die Gefangenen von Guantánamo ein rechtsstaatliches Verfahren erleben?

Docke: Weltweit steht Guantánamo für ein Symbol der Rechtlosigkeit und der Willkür. Guantánamo ist ein Ort des moralischen Niedergangs und der Schande. Man kann nur hoffen, dass die Demokraten die Absicht haben, das verheerende amerikanische Image zu korrigieren. Und man muss erneut darauf hoffen, dass die amerikanische Justiz die Bush-Administration in ihre Grenzen weist. 

Quelle: Die Zeit online, 1.3.2007, 18:00 MEZ
Erläuterungen:

District Court: Bezirksgericht

Guantánamo Bay: Bucht an der Südküste Kubas, von den USA militärisch besetzt. Das Gebiet gilt nicht als Bestandteil der Vereinigten Staaten.

Supreme Court: Oberster Gerichtshof der USA. Die Richter amtieren auf Lebenszeit bzw. bis zum Rücktritt, v.a. aus Gesundheitsgründen. Die Nachfolger werden vom amtierenden Präsidenten ernannt.

Arbeitsaufträge:

· Recherchieren Sie, z.B. am Fall Murat Kurnaz: Gegen welche Menschenrechte wird in Guantanamo konkret verstoßen?

· Beschreiben Sie anhand des Textes, wie die US-Regierung ihre Politik rechtlich absichert. Wie steht die amerikanische Justiz dazu, z.B. der Supreme Court?

· Wie weit darf der Rechtsstaat „Kampf gegen den Terror“ gehen? Darf er dazu Menschenrechte beschneiden oder gar abschaffen? Arbeiten Sie ein Plädoyer aus.

Menschenrechtspolitik: Der Fall Kurnaz

Hat Steinmeier versagt?

Der Bundestags-Untersuchungsausschuss vernimmt den Außenminister zum Fall Kurnaz. Trägt Steinmeier Verantwortung? Nein, meint Egon Bahr (hier gekürzt):
Die Diskussion über das Verhalten des früheren Chefs des Bundeskanzleramtes (Chef BK), Frank-Walter Steinmeier, im Falle des von Amerikanern verschleppten türkischen Staatsangehörigen Kurnaz erscheint mir zu zwei Themen als zu simpel und unrealistisch. Der Aspekt »Verantwortung« blieb unterbelichtet, der Aspekt der »Menschenrechte« wurde überbelichtet.

Der Chef BK ist praktisch der höchste Beamte des Landes, nur an Weisungen des Kanzlers gebunden, im Übrigen wie jeder Staatsdiener der Verfassung unterworfen. […] Er wird und kann sich in der Regel auf die Zuverlässigkeit dessen stützen, was ihm amtlich vorgelegt oder vorgebracht wird. Außerdem ist er an den Eid gebunden, den er auf die Verfassung geleistet hat. Für mich war der Kern des Eides die Verpflichtung, Schaden vom eigenen Land abzuwenden.

[…] Eine sehr viel sympathischere Orientierung könnte die Charta der Vereinten Nationen geben. Für sie ist die Erhaltung des Friedens das oberste Ziel. Darauf werden die Staaten verpflichtet, und der Sicherheitsrat wird mit allen Kompetenzen ausgestattet, um gegen Staaten als Träger der nationalen Souveränität auch Maßnahmen zu ergreifen, wenn sie der Friedenspflicht nicht nachkommen.

Die Verletzung der Menschenrechte wird hingegen nicht mit Strafandrohungen versehen. Die Charta empfiehlt den Mitgliedstaaten, die Menschenrechte zu fördern, die Grundfreiheiten zu achten und ohne Unterschied von Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu verwirklichen. Das bedeutet für die gegen Frank-Walter Steinmeier erhobenen Vorwürfe, die Interessen von Murat Kurnaz nicht hinreichend verfolgt zu haben, dass die Charta die Staaten natürlich nicht von der Beachtung der Menschenrechte entbindet, aber auch keine Handlungsanweisung für Regierungen gibt. […]
Die großartige Idee, dass jeder einzelne Mensch durch seine Geburt Träger von Rechten wird, ist in der Welt der Völker schwach geblieben: An der Spitze der internationalen Rechtsordnung steht der Primat des Staats und nicht die Würde des Menschen. Trotz vieler hervorragender Dokumente und Konventionen hat sich im Grundsatz in den letzten 60 Jahren nichts geändert. Eine völkerrechtliche Regelung, wann Menschenrechte über dem Staatenrecht rangieren, gibt es noch nicht. 

Außerdem sollten wir uns die Schieflage der deutschen Diskussion der Menschenrechte klarmachen. Die Charta definiert sie als Freiheit von Not und Furcht. Diese Reihenfolge ist auch eine natürliche Rangfolge: Nur wer nicht verhungert, kann für freie Wahlen kämpfen. Wie weit machen wir uns bewusst, dass Menschenrechte prioritär [= zunächst] für arme Staaten gefordert werden? Reichtum und Annehmlichkeiten unserer Gesellschaft sind so selbstverständlich geworden – trotz erkennbarer Mängel und steigender Armut –, dass wir unsere Realitäten gern zum Maßstab für Forderungen an andere Völker machen. […]
Für Menschen ist oft mehr im Stillen zu bewirken, wenn also der Partner geschont wird. […] Es ist jedenfalls noch immer so, dass sich der einzelne Staat um seine Landeskinder kümmert, denen in einem anderen Staat etwas zugestoßen ist. Eine supranationale Instanz, der sich die Staaten unterwerfen, gibt es nicht. Das gilt erst recht für einen weitgehend rechtsfreien Raum wie Guantánamo. […] Aber das Menschenrecht auf den gleichen Rang mit dem Staatenrecht zu heben darf kein Traum bleiben. 

Egon Bahr (SPD), langjähriger Vertrauter von Willy Brandt, war einer der Architekten der deutschen Ostpolitik. – Quelle: http://zeus.zeit.de/text/2007/14/Verantwortung, 8.4.07, 18:06 MEZ

Hat Steinmeier versagt?

Der Bundestags-Untersuchungsausschuss vernimmt den Außenminister zum Fall Kurnaz. Trägt Steinmeier Verantwortung? Ja, meint Matthias Naß
Egon Bahr beklagt, in der Diskussion um den Fall Kurnaz und das Verhalten von Frank-Walter Steinmeier werde die Frage der Menschenrechte »überbelichtet«, die Frage der Verantwortung »unterbelichtet«. Das Gegenteil ist richtig. Alle Medien haben betont, welche Verantwortung auf der Bundesregierung nach dem 11. September 2001 lastete. Niemand hat dem Verfassungsschutz vorgeworfen, dass er ein Auge auf den »Bremer Taliban« hatte. Es gab guten Grund, den Motiven für die Reise von Murat Kurnaz nach Pakistan zu misstrauen.

Nein, um die Verantwortung Frank-Walter Steinmeiers gibt es keinen Streit. Auch nicht, um dies gleich zu sagen, um seine moralische Integrität. Und doch haben Steinmeier, der damalige BND-Chef August Hanning und der frühere Koordinator der Geheimdienste im Kanzleramt, Ernst Uhrlau, einen entsetzlichen Fehler begangen, als sie im Oktober 2002 beschlossen, die Rückkehr des inzwischen nach Guantánamo verschleppten Kurnaz zu verhindern. Ihr Handeln hat dazu beigetragen, dass der in Bremen geborene Türke viereinhalb weitere Jahre in seinem Tropenkäfig ausharren musste; dass er getreten und geschlagen wurde; dass ihm die Wachmannschaften in seiner Isolationszelle die Luftzufuhr abdrehten, bis er ohnmächtig wurde. 

Murat Kurnaz war 19 Jahre alt, als pakistanische Sicherheitskräfte ihn festnahmen und den Amerikanern übergaben. Eine Gefahr ging von ihm nicht aus. Die USA hätten ihn wohl ziehen lassen, hätte die Bundesregierung zu seinen Gunsten interveniert, so wie dies andere europäische Regierungen für Guantánamo-Häftlinge taten.

Die rot-grüne Regierung tat das Gegenteil. Sie suchte mit bürokratischem Eifer nach Belastungsmaterial gegen Kurnaz. Sie drängte die Bremer Behörden, seine Aufenthaltsgenehmigung nicht zu erneuern, da er sich von seiner Auslandsreise nicht rechtzeitig zurückgemeldet habe! Ja, die Amerikaner sollten sogar aufgefordert werden, Kurnaz’ Aufenthaltserlaubnis »physisch ungültig« zu machen, also die Seite mit dem Stempel aus seinem Pass zu reißen. […]
Angela Merkel hat es besser gemacht. Natürlich hatte sie es leichter. George W. Bush wollte ihren Erfolg um jeden Preis. Für die Rückkehr zu freundschaftlichem Umgang mit Deutschland war die Freilassung von Kurnaz eine willkommene Morgengabe, um die man gern gebeten wurde. Am 13. Januar 2006, wenige Wochen nach Amtsantritt, trug Angela Merkel sie dem Präsidenten vor; im August war Kurnaz frei. […]

Unmittelbar vor ihrem Antrittsbesuch in Washington sagte Angela Merkel: »Eine Institution wie Guantánamo kann und darf auf Dauer so nicht existieren.« In Moskau gab sie im Beisein Putins zu Protokoll, beim Thema Tschetschenien seien sie und der Präsident »nicht unbedingt einer Meinung«. In Peking wiederum machte sie den Gastgebern klar, dass sie sich, anders als Schröder, nicht für die Aufhebung des EU-Waffenembargos einsetzen würde. 

Schröder war überzeugt, eine mittlere Macht wie Deutschland müsse den Großmächten mit dem gebührenden Respekt begegnen, nur so könne sie die eigenen strategischen Interessen wahren. Und im Übrigen wollte er der deutschen Wirtschaft die Türen öffnen. Kein Kanzler hatte bei seinen Auslandsreisen zufriedenere Manager im Tross als der Hannoveraner.

Aber welchen Geschäften hat Angela Merkel mit ihren klaren Worten geschadet? Es ist ein altes Missverständnis der Realpolitiker, zu glauben, Macht und Moral vertrügen sich nicht. Man schaue sich einmal das gigantische Handelsvolumen zwischen China und den USA an. Wie oft hat Amerika in der UN-Menschenrechtskommission gegen Peking gestimmt, sogar Waffen an Taiwan geliefert. Und doch machen Amerikas Konzerne mit China glänzende Geschäfte.

Die »Erosion des Rechtsbewusstseins«, die der FDP-Obmann im BND-Untersuchungsaus​schuss Max Stadler im Fall Kurnaz festgestellt hat, ist kein unvermeidbarer Preis der von Egon Bahr eingeforderten »Verantwortung«. Sie ist ein Zeichen für den Verlust der Maßstäbe und für die Verluderung des politischen Anstands. 

Menschenrechtspolitik muss sich immer im Einzelfall bewähren. Murat Kurnaz ist von der rot-grünen Bundesregierung schmählich im Stich gelassen worden. […] 

Egon Bahr schreibt: »An der Spitze der internationalen Rechtsordnung steht der Primat des Staats und nicht die Würde des Menschen.« Wirklich? Hat sich das Völkerrecht nicht weiterentwickelt, sieht es bei gravierenden Menschenrechtsverletzungen heute nicht das Recht, ja die Pflicht zum Eingreifen vor? So einfach jedenfalls ist der Gegensatz zwischen Verantwortung und Menschenrechten nicht zu konstruieren. Artikel 1 unseres Grundgesetzes bestimmt: »Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.« Aus dem Dilemma von Konfliktsituationen führt nicht eine simple Wertehierarchie heraus, sondern allenfalls der eigene moralische Kompass. […]
Quelle: http://zeus.zeit.de/text/2007/14/Menschenrechte, 8.4.07, 18:08 MEZ
Menschenrechte und Geschlecht

Clara Zetkin: Über Jugenderziehung (1957)

(…) In diesem Zusammenhang möchte ich ganz besonders auf die Pflicht der Eltern aufmerksam machen, ihre Knaben und Mädchen nicht in den Vorurteilen aufzuziehen, dass es Arbeiten gibt, die des Mannes unwürdig sind, die aber dem Weibe geziemen. Knaben und Mädchen sollen alle Verrichtungen, die das häusliche Leben mit sich bringt, mit gleich großer Geschicklichkeit und Freudigkeit verrichten können. Ich will dadurch keineswegs die Teilung der Arbeit zwischen den Geschlechtern beseitigt wissen, soweit dieselbe sozial notwendig ist und im Hinblick auf das Ergebnis der Arbeit durch vererbte Disposition und Geschicklichkeit geboten erscheint, mag auch an dem Vererbten das unter sozialen Einflüssen geschichtlich Gewordene ein gut Teil haben. Ich will nur dem alten Vorurteil von höherwertiger Männerarbeit und minderwertiger Frauenarbeit entgegenzuwirken suchen. Was bedeutet denn im letzten Grunde diese Scheidung zwischen höherwertiger Männerarbeit und minderwertiger Frauenarbeit?

Dieser Unterschied ist im letzten Grunde weiter nichts als ein Reflex der verschiedenen sozialen Bewertung von Kopf- und Handarbeit. Gehen Sie den Dingen auf den Grund, so werden Sie finden, dass, den bürgerlichen Vorurteilen entsprechend, Männerarbeit, und mag sie auch noch so mechanisch sein, der Frauenarbeit gegenüber noch als eine höhere, als eine qualifiziertere Art der Arbeit, als Kopfarbeit gilt. Um diesen Vorurteilen entgegenzuwirken, soll man Knaben und Mädchen ohne Vorurteil nachzugehen. (…) Der Knabe wird mit einer gerechten Wertung des Weibes und seiner Leistungen in das Leben hinausgehen. Dem Weibe aber, der Mutter, dem Mädchen, wird in der Familie wie draußen in der Gesellschaft eine reichere Lebensmöglichkeit, eine reichere Entwicklungsmöglichkeit geschaffen. Der Mann wird von seiner Ungeschicklichkeit und seiner Unbehilflichkeit in seinen sogenannten weiblichen Verrichtungen emanzipiert, und das Vorurteil von dem verschiedenen sozialen Wert der Hand und Kopfarbeit wird zerstört. (…)

(Aus: Clara Zetkin: Über Jugenderziehung, Berlin 1957, S. 68-71.)
Aufgaben:

1. Welche Unterschiede gibt es heute noch in der Erziehung von Jungen und Mädchen? Sammeln Sie Beispiele.

2. Welche (möglichen) Auswirkungen hat diese Erziehung auf das Wertesystem der Jugendlichen?

3. Sammeln Sie Beispiele für Tätigkeiten, die als „typisch männlich“ oder „typisch weiblich“ gelten, aus Berufs- und Privatleben. Wie werden diese bewertet hinsichtlich a) Einkommen,  b) (finanzielle) Absicherung/ Altersvorsorge, c) Ansehen/ Prestige?

4. Recherchieren Sie hierzu gegebenenfalls die durchschnittliche Lohnhöhe von Frauen und Männern in Deutschland: a) Welche Unterschiede gibt es?

b) Wie sind die Unterschiede zu erklären?

c) Welche davon halten Sie für ethisch gerechtfertigt? Begründen Sie Ihre Ansicht.

Menschenrechte und Geschlecht in Afrika
(…) Der Gedanke mit einem Mann zu schlafen kam mir nie in den Sinn, aber leider wusste ich durch einige meiner leidvollen Erfahrungen, dass sie hingegen sehr wohl daran dachten. Obwohl ich mich immer wieder gefragt habe, wie wohl mein Leben ausgesehen hätte, wäre ich nicht beschnitten worden, kann ich es mir nicht vorstellen. (…) Solange ich zugenäht war, sperrte sich alles in mir gegen eine Beziehung, ruhte dieser Wunsch tief verschlossen in meinem Inneren. Es war, als würde die Naht es jedem Mann unmöglich machen, auf irgendeine Weise in mich einzudringen – physisch und emotional.

Das andere Problem, das mich von einer Beziehung mit einem Mann abhielt, tauchte auf, als ich begriff, dass ich anders war als die übrigen Frauen, vor allem die Engländerinnen. Nachdem ich in London angekommen war, dämmerte mir allmählich, dass nicht mit allen Mädchen das gemacht worden war, was man mir zugefügt hatte. Als ich zusammen mit meinen Cousinen in Onkel Mohammeds Haus wohnte, war ich manchmal gemeinsam mit den anderen Mädchen im Badezimmer. Ich war völlig erstaunt, wenn sie mit starkem Strahl pinkelten, während ich an die zehn Minuten dazu brauchte. Durch die winzige Öffnung, die die Beschneiderin gelassen hatte, konnte der Urin nur tropfenweise heraus. 

(…) Dem Arzt meiner Tante erzählte ich, dass meine Perioden sehr schlimm seien und ich anfangs immer ganz benommen sei. Der Schmerz lähme mich, und ich wisse nicht, was ich dagegen tun könne. „Können Sie mir helfen? Bitte, gibt es etwas, was Sie dagegen machen können? Ich halte das nicht mehr aus.“ Nicht erwähnt hatte ich allerdings, dass ich beschnitten war. Ich hätte nicht einmal gewusst, wie ich das Thema hätte ansprechen sollen. Damals war ich noch ein junges Mädchen, und alles, was mit meinen Körperfunktionen zusammenhing, war verbunden mit Unwissenheit, Verwirrung und Scham. Auch war ich mir gar nicht sicher, ob meine Beschneidung die Ursache des Problems war, weil ich damals noch dachte, dass mit allen Mädchen das gleiche gemacht werde wie mit mir. In den Augen meiner Mutter waren meine Schmerzen ganz normal gewesen, denn alle Frauen, die sie kannte, waren beschnitten, alle durchlitten die gleichen Qualen. Sie werden einfach als Teil der Bürde angesehen, eine Frau zu sein.

Waris Dirie: Wüstenblume, München 1999, S. 175ff.

Information zur Autorin: Waris Dirie, *1965 im Clan der Gaalkacyo, Somalia, wurde im Alter von fünf Jahren zwangsweise beschnitten. Als sie mit 13 Jahren zwangsverheiratet werden sollte, floh sie nach Mogadischu. Als ihr Onkel als Botschafter nach London berufen wurde, folgte sie ihm als Dienstmädchen. Mit 18 Jahren arbeitete sie als Model, dann als Filmschauspielerin, z.B. mit Timothy Dalton in James Bond – Der Haus des Todes (1987). 1997 berichtete sie erstmals öffentlich von ihrer Genitalverstümmelung; im gleichen Jahr wurde sie UN-Sonderbotschafterin gegen diese Form traditionalistischer Gewalt gegen junge Mädchen. 1998 veröffentlichte sie den Roman Wüstenblume (desert flower). Der Titel stellt gleichzeitig die Übersetzung ihres Vornamens Waris dar.
Angaben nach: http://de.wikipedia.org/wiki/Waris_Dirie, 10.4.07, 17:46 MEZ

Das Grundrecht auf Informationsfreiheit – die Rolle des Internet:
Dimensionen im Verhältnis von Internet und Menschenrechten:

1. Das Internet sprengt alle Grenzen und unterläuft die Zensur- und Propagandamaßnahmen von allen Seiten. Der politische Kampf ums Internet in China, das mit bald 50 Millionen WWW-Nutzern nur noch von den USA übertroffen wird, macht die demokratische Potenz des Mediums besonders deutlich. Zugang zum Internet gehört heute zur Freiheit der Information und Kommunikation. Es gibt ein Recht auf Internet. Die unterschiedlichen Zugangschancen zum Netz – the digit divide – sind eine neue und folgenschwere Manifestation weltweiter Ungleichheiten.

2. Das Internet führt zu einer geradezu revolutionären Stärkung von Non-government-organizations im Menschenrechtsbereich, die grenzübergreifend arbeiten. (…)

3. Das Internet stellt allerdings auch für alle Rassisten, Extremisten und Fundamentalisten ebenso eine grenzüberschreitende Ressource dar. (…)

4. Das Internet ist schließlich für die Menschenrechtsbildung eine unverzichtbare Ressource geworden und der freie Zugang wie die Möglichkeit, die nötigen Kompetenzen zu erlernen, gehören heute auch schon zum Recht auf Bildung dazu.

Auszug aus dem IFLA Internet-Manifest (International Federation of Library Associations and Institutions)

Der Zugang zum Internet und allen seinen Ressourcen sollte in Übereinstimmung mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen und insbesondere mit Artikel 19 geschehen: 

Jeder hat das Recht auf freie Meinung und ihre Äußerung; dieses Recht umfasst auch die Freiheit, eigene Meinungen ohne Einmischung von außen zu besitzen und nach Informationen und Gedanken in jedem Medium unabhängig von Grenzen zu suchen, sie zu erhalten und sie mitzuteilen.

Die weltweite Vernetzung durch das Internet schafft ein Medium mit dessen Hilfe alle in den Genuss dieses Rechts kommen können. Deshalb sollte der Zugang weder irgendeiner Form von ideologischer, politischer oder religiöser Zensur noch wirtschaftlichen Hindernissen unterworfen sein.

http://www.ifla.org/III/misc/im-e.htm
 K.P. Fritzsche, Menschenrechte, S. 176ff.

( Internetrecherche: Wo und wie wird gegen diesen Artikel gezielt verstoßen?

( Gibt es eigene Erfahrungen mit negativen Seiten dieses Rechtes in Bezug auf das Internet?

Nützliche Links (ohne Gewähr; getestet im April 2007):

Amnesty International: http://www2.amnesty.de/

Bundesregierung, Auswärtiges Amt: www.auswaertiges-amt.de
Bundeszentrale für politische Bildung: www.bpb.de, hier zum Beispiel:

· http://www.bpb.de/publikationen/J89BVL,0,0,Kampf_um_die_Menschenrechte.html, Online-Version von: Informationen zur politischen Bildung, Heft 210.

· http://www.bpb.de/publikationen/QHI0ZZ,0,0,Menschenrechte_f%FCr_alle.html, Online-Version von: Informationen zur politischen Bildung, Heft 280.

· http://www.bpb.de/themen/XH15SP,0,0,Menschenrechte_2005.html, aktuelle Menschenrechtsverletzungen laut Human Rights Watch.
Dadalos: siehe unten Unesco

Deutsches Historisches Museum: Kommentar zur deutschsprachigen Ausgabe der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung, Philadelphia 1776: http://www.dhm.de/magazine/unabhaengig/erkl_index.htm
Europarat: www.coe.int
Europäische Aktivitäten gegen Rassismus/ Fremdenfeindlichkeit: www.eumc.int
Forum für Menschenrechte: www.forum-menschenrechte.de: Netzwerk von 40 Nicht-Regierungs-Organisationen für besseren Schutz der Menschenrechte

Frauengesundheitszentrum Graz: www.fgz.co.at

Graz, Technische Universität: Veröffentlichung der wichtigsten Dokumente zum Thema: http://dokumentation.htu.tugraz.at/menschenrechte/?dok=kataloge&rub=kat
Grundrechtekomitee: www.grundrechtekomitee.de
www.hrea.org: Internationales Bildungsangebot

Human Rights Watch: www.hrw.org/german/: aktuelle Themen und Kampagnen zu Menschenrechten; wichtigste Dokumente zur Geschichte der Menschenrechte im Überblick.
www.humanrights.ch; www.humanrights.at: Informationen zu Menschenrechtsfragen, Menschenrechtsbildung
Internationale Gesellschaft für Menschenrechte: www.igfm.de, informativ, aber ohne Informationen über Menschenrechtsverletzungen im Bereich der NATO/ USA
www.minorityrights.org

Potsdam, Universität, Menschenrechtszentrum: www.uni-potsdam.de/u/mrz
Pro Asyl: www.proasyl.de: Schwerpunkt Asylrecht in Deutschland für Menschen, die aus politischen, rassischen oder geschlechtlichen Gründen verfolgt oder Gewaltopfer werden.

Reporter ohne Grenzen: www.reporter-ohne-Grenzen.de: Schwerpunkt Pressefreiheit; gegen Repressionen gegen Journalisten weltweit.

www.statewatch.org: Nicht-Regierungs-Organisation
Terre des Femmes: www.terre-des-femmes.de: Schutz der Frauenrechte

Terre des Hommes: www.tdh.de: Entwicklungspolitisches Kinderhilfswerk

UESCO-Bildungsserver: www.dadalos.org. – http://www.dadalos-d.org/deutsch/Menschenrechte/Grundkurs_MR2/Materialien/dokument1.htm: Enthält Menschenrechtsdeklarationen, die auch in diesem Reader enthalten sind, in gekürzter Form
UNO (Hauptportal): www.un.org
UN-Hochkommissariat: www.unhchr.ch

UN-Informationsportal Menschenrechte: www.uno.de/menschen/menschenrechte

UNO-Informationszentrum für Westeuropa: www.unric.org/index.php?&lang=de
Wikipedia-Net-Enzyklopädie: www.netencyclo.com/de/Menschenrechte: Herleitung, Theorie, Hintergrundinformationen zum Thema
